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P8 TA(2019)0175
Asyl- und Migrationsfonds ***]

Legislative EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 13. Mirz 2019 zu dem Vorschlag fiir eine
Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Asyl- und Migrationsfonds
(COM(2018)0471 — (8-0271/2018 — 2018/0248(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

(2021/C 23[62)

Das Europdische Parlament,
— unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europiische Parlament und den Rat (COM(2018)0471),

— gestlitzt auf Artikel 294 Absatz 2 sowie Artikel 78 Absatz 2 und Artikel 79 Absitze 2 und 4 des Vertrags tiber die
Arbeitsweise der Europiischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde
(C8-0271/2018),

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Rechtsausschusses zu der vorgeschlagenen Rechtsgrundlage,
— gestiitzt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,
— gesttzt auf die Artikel 59 und 39 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres sowie die Stellungnahmen
des Entwicklungsausschusses und des Haushaltsausschusses (A8-0106/2019),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend dndert oder
beabsichtigt, ihn entscheidend zu dndern;

3. beauftragt seinen Prisidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen
Parlamenten zu iibermitteln.

P8_TC1-COD(2018)0248

Standpunkt des Europdischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 13. Mirz 2019 im Hinblick auf den Erlass
der Verordnung (EU) 2019|... des Europdischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Asyl-, Migrations-

und Migratiensfends Integrationsfonds [Abind. 1]

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 78 Absatz 2 wund,
Artikel 79 Absitze 2 und 4 und Artikel 80, [Abind. 2]

auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
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nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (%),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (¥),

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1) Im Zuge des sich wandelnden Migrationsdrucks, der es notwendig macht, stabile Aufnahme-, Asyl-, Integrations-
und Migrationssysteme in den Mitgliedstaaten zu unterstiitzen, von Druck geprigte Situationen zu verhindern und in
angemessener und solidarischer Weise zu bewiltigen und irregulire und unsichere Einreisen durch legale und
sichere Einreisewege zu ersetzen, und im Hinblick auf das Ziel der Union im Einklang mit Artikel 67 Absatz 2 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union einen Raum der Freiheit, Sicherheit und des Rechts zu
schaffen, ist es unverzichtbar, in ein wirksames und koordiniertes Migrationsmanagement der Union zu investieren.

[Abind. 3]

(2)  Die Bedeutung eines koordinierten Vorgehens der Union und der Mitgliedstaaten wird in der Europdischen
Migrationsagenda vom Mai 2015 deutlich, in der betont wird, dass eine einheitliche und klare gemeinsame Politik
notwendig ist, um das Vertrauen in die Fahigkeiten der Union zur Zusammenfithrung europiischer und nationaler
Anstrengungen zur Bewiltigung der Migration und wirksamen Zusammenarbeit im Einklang mit dem Grundsatz
der Solidaritdt und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten zwischen den Mitgliedstaaten gemifS
Artikel 80 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union wiederherzustellen; dies wurde auch in der
Halbzeitiiberpriifung vom September 2017 und in dem Fortschrittsbericht vom Marz und vom Mai 2018 bekriftigt.
[Abind. 4]

(3)  Der Europiische Rat bekriftigte in seinen Schlussfolgerungen vom 19. Oktober 2017 die Notwendigkeit eines
umfassenden, pragmatischen und entschiedenen Konzepts zur Migrationssteuerung, mit dem die Kontrolle an den
Auflengrenzen wiederhergestellt und die irreguldren Einreisen und die Todesfalle auf See verringert werden und das
auf einem flexiblen und koordinierten Einsatz aller verfiigbaren Instrumente der EU und der Mitgliedstaaten basieren
sollte. Der Europiische Rat forderte zudem, deutlich verstirkte Riickfihrungen durch Manahmen sowohl auf
EU-Ebene als auch auf Ebene der Mitgliedstaaten, etwa wirksame Riickiibernahmeabkommen und -vereinbarungen,
zu gewihrleisten. Der Europiische Rat forderte dariiber hinaus die Umsetzung und Weiterentwicklung von
Programmen fiir die freiwillige Neuansiedlung. [Abind. 5]

(4 Im Hinblick auf eine gemeinsame nachhaltige Asyl- und Einwanderungspolitik der Union und um die
Anstrengungen im Interesse eines umfassenden Konzepts zur Migrationssteuerung, das auf gegenseitigem Vertrauen,
Solidaritdt und geteilter Verantwortung unter den Mitgliedstaaten und den Unionsorganen aufbaut, zu fordern,
sollten die Mitgliedstaaten durch angemessene Mittel aus dem Asyl, Migrations- und Migrationsfonds
Integrationsfonds (im Folgenden der ,Fonds®) unterstiitzt werden. [Abidnd. 6]

(4a)  Der Fonds sollte die Menschenrechte uneingeschrinkt achten und mit der Agenda 2030 sowie dem Grundsatz der
Politikkohdrenz im Interesse der Entwicklung gemifS Artikel 208 AEUV und den internationalen Verpflichtun-
gen in den Bereichen Migration und Asyl im Einklang stehen, insbesondere mit dem globalen Pakt fiir Fliichtlinge
und dem globalen Pakt fiir eine sichere, geordnete und regulire Migration. [Abind. 7]

(4b)  Bei der Verwaltung des Fonds aus einer entwicklungsbezogenen Perspektive sollte den verschiedenen Ursachen der
Migration Rechnung getragen werden, darunter Konflikte, Armut, Mangel an landwirtschaftlichen Kapazititen,
Bildung und Ungleichheit. [Abind. 8]

(5)  Bei der Durchfilhrung der im Rahmen des Fonds finanzierten MafSnahmen sollten die in der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union verankerten Rechte und Grundsitze, einschlieflich des Rechts auf Schutz
personenbezogener Daten, und die internationalen Verpflichtungen der Union und der Mitgliedstaaten in Bezug
auf die Grundrechte, darunter das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes (UNCRC)
und das Genfer Abkommen iiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge vom 28. Juli 1951 in der durch das Protokoll
vom 31. Januar 1967 erginzten Fassung, uneingeschrinkt eingehalten werden. [Abédnd. 9]

ABIL. C vom, S. .
ABL. C vom, S. .
*) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 13. Marz 2019.
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(5a)

(5b)

Bei der Durchfiihrung des Fonds sollten die Grundsitze der Gleichstellung der Geschlechter und der
Nichtdiskriminierung, die zu den zentralen Werten der Union zihlen, beachtet und gefordert werden. Aus dem
Fonds sollten keine MafSnahmen gefordert werden, die zu jeglicher Form von Segregation oder gesellschaftlicher
Ausgrenzung beitragen. [Abind. 10]

Bei der Durchfiihrung des Fonds sollten MafSnahmen Vorrang haben, mit denen durch friihzeitige Identifizierung
und Registrierung die Lage unbegleiteter und von ihren Familien getrennter Minderjihriger verbessert wird,
sowie MafSnahmen, die im Interesse des Kindeswohls ergriffen werden. [Abind. 11]

Der Fonds sollte auf die mit der Unterstiitzung seiner Vorginger erzielten Ergebnisse und Investitionen aufbauen,
d. h. auf den mit der Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Europdischen Parlaments und des Rates eingerichteten
Europiischen Fliichtlingsfonds, den mit der Entscheidung Nr. 2007/435/EG des Rates eingerichteten Européischen
Fonds fiir die Integration von Drittstaatsangehorigen, den mit der Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europiischen
Parlaments und des Rates fiir den Zeitraum 2007 bis 2013 eingerichteten Europaischen Riickkehrfonds und den mit
der Verordnung (EU) Nr. 516/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates fiir den Zeitraum 2014 bis 2020
eingerichteten Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds. Zugleich sollte er allen mafigeblichen neuen Entwicklungen
Rechnung tragen.

Der Fonds sollte zur Solidaritit zwischen den Mitgliedstaaten und zu einer wirksamen Steuerung der
Migrationsstrome beitragen, indem unter anderem gemeinsame Mafinahmen im Bereich Asyl — darunter die
Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz benétigen, im Rahmen
der Neuansiedlung, der Aufnahme aus humanitiren Griinden und der Uberstellung von Personen, die
internationalen Schutz beantragt haben oder geniefen — zwischen den Mitgliedstaaten gefordert, der Schutz
schutzbediirftiger Asylsuchender wie Kinder verbessert, und Integrationsstrategien sewie und eine wirksamere
Politik fiir legale Migration unterstiitzt sowie sichere und legale Zugangswege in die Union geschaffen werden, die
auch dazu beitragen sollten, damit die langfristige Wettbewerbsfihigkeit der Union und die Zukunft ihres
Sozialmodells gesiehert zu sichern und Anreize fiir irregulire Migration durch eine nachhaltige Riickkehr- und
Riickiibernahmepolitik verringert-werdesn zu verringern. Der Fonds ist ein innenpolitisches Instrument der Union
und das einzige Finanzierungsinstrument fiir die Bereiche Asyl und Migration auf Unionsebene; daher sollten
aus ihm in erster Linie innerhalb der Union MafSnahmen in den Bereichen Asyl und Migration unterstiitzt
werden. Innerhalb festgelegter Grenzen und unter der Voraussetzung, dass angemessene Sicherheitsvorkehrungen
getroffen werden, sollte mit dem Fonds jedoch auch dafiir sergen gesorgt werden, dass die Zusammenarbeit mit
Drittstaaten gestirkt wird, damit die Steuerung des Zustroms von Personen, die Asyl oder andere Arten des
internationalen Schutzes beantragt haben, verbessert wird, und-dass Wege der legalen Migration geschaffen und die
BekdmpfungderirreguldrenMigration—unterstiitztsowie irreguldre Migration sowie Schleuser- und Menschen-
hindlernetze bekimpft werden, und dass cine dauerhafte, sichere und wiirdevolle Riickkehr und eine wirksasne
Risekitbernahme Wiedereingliederung in Drittstaaten gewihrleistet werden. [Abind. 12]

Die Migrationskrise hat und die in den letzten Jahren gestiegene Zahl der Todesfille im Mittelmehr haben deutlich
gemacht, dass eine Reform des Gemeinsamen Eufepaﬂehes—Asﬂsys{em—ﬁefweﬂéig—m—aﬂq—fuf—wmksame
Asyl—vefﬂahfeﬁ—w—sefgefr Europatschen Asylsystems sowie dte Schafﬁmg einer gerechteren und damit
rddrbe t rd-ein d-geeigne : ingungen wirksameren Regelung
fiir dte Besttmmung der Verantwortltchketten der Mttgltedstaaten fur Persont Personen die internationalen Schutz
beantragt haben, sewie—einheitliche Normen und eines Rahmens fir die Gewdhrung—internationalen—Schutzes
Bemiihungen der Mitgliedstaaten um Neuansiedlung und angemessene Reehte-und-LeistungenfiirPersonen; um
Aufnahme aus humanitiren Griinden mit Blick auf die internationalen-SehutzgenieRen;zubieten Erhohung der
Gesamtzahl der verfiigbaren Neuansiedlungsplitze weltweit notwendig ist. Die Reform war zudem erforderlich,
um eine—gerechtere sicherzustellen, dass efﬁztente Asylverfahren vorhanden und
i zugdnglich sind, und um einheitliche und geeignete
Aufnahmebedingungen fiir Personen, die internationalen Schutz beantragt haben, sewie—einenrUnionsrahmen
einheitliche Normen fiir die Gewihrung internationalen Schutzes, angemessene Rechte und Leistungen fur
Personen, die Neuansiedlungsbemithungen-derMitgliedstaaten internationalen Schutz genieflen, sowie wirksame
und effiziente Riickkehrverfahren fiir irregulire Migranten zu schaffen bieten. Daher sollten die Mitgliedstaaten im
Hinblick auf eine korrekte und vollstindige Umsetzung des reformierten Gemeinsamen Europdischen Asylsystems
starker aus dem Fonds unterstiitzt werden. [Abédnd. 13]
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(90 Der Fonds sollte ferner d1e Tat1gke1ten der—Asﬂ-ageﬁf&Fdef des Europalschen Gmeﬂ—éEUA—A-),—dte—xﬁt—éeHJefefdﬁuﬁg

Unterstutzungsburos fur Asylfragen erganzen und verstarken, um die Funktionsweise des Gemeinsamen
Europiischen Asylsystems zu erleichtern und zu verbessern, indem die praktische Zusammenarbeit verbessert und
der Informationsaustauseh Austausch von Informationen im Asylbereich, insbesondere iiber bewahrte Verfahren
zwischen den Mitgliedstaaten koordiniert und-verbessert-werdern wird, das Unionsrecht und
Asylbereich—geférdert—werdem—um das Volkerrecht gefordert werden und mittels einschligiger Leitlinien,
einschlieflich operativer Normen, zu einer unionsweit ein-hohes MafanEinheitiehkeit einheitlichen Umsetzung
des Unionsrechts im Asylbereich auf der Grundlage hoher Schutzstandards beziiglich der Verfahren fiir
internationalen Schutz, der Aufnahmebedingungen und der Beurteilung der Schutzbediirftigkeit sicherzustellen
beigetragen wird, wnd eine tragfihige und gerechte Verteilung der Antrige auf internationalen Schutz zu
erméglichen ermoglicht wird, eine einheitlichere Priifung von Antrigen auf internationalen Schutz in der gesamten
Union zu—erleichtern erleichtert wird, die Neuansiedlungsbemiihungen der Mitgliedstaaten zu—unterstitzen
unterstiitzt werden und insbesondere jenen Mitgliedstaaten bei der Verwaltung ihrer Asyl- und Aufnahmesysteme
operative und technische Hilfe zu—bieter geboten wird, die einem unverhiltnismifigen Druck ausgesetzt sind.
[Abind. 14]

(9a)  Der Fonds sollte die Bemiihungen der Union und der Mitgliedstaaten unterstiitzen, die darauf gerichtet sind, die
Fihigkeit der Mitgliedstaaten zur Fortentwicklung, zur Uberwachung und zur Evaluierung ihrer Asylpolitik nach
MafSgabe ihrer Pflichten im Rahmen von bestehendem Unionsrecht zu verbessern. [Abind. 15]

(10) Bef Mlt dem Fonds sthe sollten die Bemuh&ﬁgeﬂ—deﬁblmeﬂ—&ﬂé Union und dte Mttgltedstaaten bei der

Umsetzung bzw Durchfuhrung des bestehemlen Umonsrechts msbesondere der Rlchthmen
2013/33/EU (*)  (Richtlinie iiber ~Aufnahmebedingungen), 2013/32/EU (®) (Asylverfahrensrichtlinie),
2011/95/EU (°) (Anerkennungsru:htltme) umi 2008/115/EG (7) (Ruckfuhrungsrtchthme) des Europatschen
Parlaments und Eva b
Untensrechtzuverbessern des Rates sowie der Verordmmg (EU) Nr. 604/2013 des Europatschen Parlaments und
des Rates (}) (Dublin-Verordnung), unter uneingeschrinkter Achtung der Grundrechte unterstiitzt werden.
[Abind. 16]

humanitire Aufnahme}-bieten. [Abind. 17] |

(11a) Mit dem Fonds sollten die Bemiihungen der Mitgliedstaaten unterstiitzt werden, den Fliichtlingen und
Vertriebenen, die fiir eine Neuansiedlung infrage kommen oder unter nationale Regelungen fiir die Aufnahme
aus humanitiren Griinden fallen, in ihrem Hoheitsgebiet internationalen Schutz und dauerhafte Losungen zu
bieten, wobei die Prognose des UNHCR zum weltweiten Neuansiedlungsbedarf beriicksichtigt werden sollte. Im
Hinblick auf einen ambitionierten und wirksamen Beitrag sollte aus dem Fonds gezielte Unterstiitzung in Form
finanzieller Anreize fiir jede aufgenommene oder neu angesiedelte Person gewihrt werden. [Abind. 18]

() Richtlinie 2013/33/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von Normen fiir die
Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen (ABL L 180 vom 29.6.2013, S. 96).

(°)  Richtlinie 2013/32/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zu gemeinsamen Verfahren fiir die
Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes (ABL L 180 vom 29.6.2013, S. 60).

() Richtlinie 2011/95/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 iiber Normen fiir die Anerkennung
von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, fiir einen einheitlichen
Status fiir Fliichtlinge oder fiir Personen mit Anrecht auf subsidiiren Schutz und fiir den Inhalt des zu gewihrenden Schutzes
(ABL L 337 vom 20.12.2011, S. 9).

(’)  Richtlinie 2008/115/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber gemeinsame Normen und
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Riickfiihrung illegal aufhiltiger Drittstaatsangehoriger (ABI. L 348 vom 24.12.2008,
S. 98).

(®)  Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und
Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fiir die Priifung eines von einem Drittstaatsangehirigen oder Staatenlosen in
einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustindig ist (ABL L 180 vom 29.6.2013, S. 31).
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(12)

(13)

(13a)

(14)

(18)

e : erH-etzte Mig Im Interesse der
Gewahrlelstung des Zusammenhalts in unseren Gesellschaften ist es unabdmgbar die Strategien der Mltghedstaaten
im Hinblick auf einefrithzeitige Integration von legal aufhiltigen Drittstaatsangehorigen zu fordern, so auch in den
Schwerpunktbereichen, die in dem von der Kommission 2016 angenommenen Aktionsplan fiir die Integration von
Drittstaatsangehorigen dargelegt sind. [Abdnd. 19]

Im Interesse einer kohdrenten Politik der Union zur Integration von Drittstaatsangehorigen und um die Effizienz zu
steigern und den groftmoglichen zusitzlichen Nutzen fiir die Union zu erzielen, sollten mit dem Fonds nur
spemﬂsche Ma@nahmen gefordert werden die die durch den—Eurepaischen——Sezialfonds—Plus{ESF+—und—den
die Strukturfonds der Union geforderten Mafnahmen
erginzen. Aus dem Fonds sollten spezifische Maflnahmen finanziert werden, die auf die Bediirfnisse von
Drittstaatsangehorigen zugeschnitten sind und im Allgemeinen frithzeitig im Rahmen der Integration durchgefiihrt
werden, sowie hor1zontale Ma@nahmen zur Unterstutzung der Kapaz1taten der M1tghedstaaten im Bereich

&Hel—dem—ESF%hﬁﬂ-aﬂ%}eﬁ dte durch aus den Strukturfonds ﬁnanzwrten Maﬁnahmen zur Forderung der sozialen
und wirtschaftlichen Integration von Drittstaatsangehorigen erginzt werden. [Abind. 20]

Die IntegrationsmafSnahmen sollten sich im Interesse eines umfassenden Integrationskonzepts auch auf Personen
erstrecken, die internationalen Schutz genieflen, und dabei die Besonderheiten dieser Zielgruppe beriicksichtigen.
Sind Integrationsmafnahmen mit einer Aufnahme verbunden, so sollte gegebenenfalls auch die Einbeziehung
von Asylsuchenden moglich sein. [Abind. 21]

Die fiir die Umsetzung des Fonds zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sollten deswegen verpflichtet werden,
Mechanismen—fir-die Kooperation—undKoordinierung mit den Behorden, die von den Mitgliedstaaten mit der
Verwaltung des—ESE+—und—dem—EFRE der Strukturfonds betraut wurden, und erforderlichenfalls mit ihren
Verwaltungsbehorden und den Verwaltungsbehorden anderer Fonds der Union, die zur Integration von
Drittstaatsangehdrigen beitragen, zusammenzuarbeiten und Mechanismen fiir die entsprechende Koordinierung
einzurichten—die. Im Rahmen dieser Koordinierungsmechanismen sollte die Kommission die Kohirenz und
Komplementaritit der Fonds bewerten und priifen, inwieweit die im Rahmen der einzelnen Fonds durchgefiihrten
MafSnahmen zur Integration von Drittstaatsangehorigen beitragen. [Abédnd. 22]

Die Mittel des Fonds in diesem Bereich sollten im Einklang mit den in der gemeinsamen Integrationsagenda
genannten gemeinsamen Grundprinzipien der Union fiir die Integration eingesetzt werden.

Daher sollte den Mitgliedstaaten, die dies wiinschen, die Moglichkeit eingerdumt werden, in ihren nationalen
Programmen vorzusehen, dass sich Integrationsmaflnahmen auch auf die ndchsten Verwandten des betreffenden
Drittstaatsangehorigen erstrecken konnen — wodurch die Einheit der Familie im Interesse des Kindeswohls
gefordert wiirde —, sofern dies fiir thre die wirksame Durchfithrung solcher Mafnahmen erforderlich ist. Unter
Jndchsten Verwandten“ sollten die Ehegatten, Partner sowie alle direkten Verwandten des betreffenden
Drittstaatsangehorigen in absteigender oder aufsteigender Linie, die sonst vom Fonds nicht erfasst wiirden,
verstanden werden. [Abidnd. 23]

In Anbetracht der entscheidenden Rolle der lokalen und regionalen Behorden und

ihrer Vertretungsorganisationen im Bereich der Integration und im Hinblick darauf, diesen
Behorden die direkte Finanzierung durch die Union zu erleichtern, sollte der Fonds die Durchfithrung von
Maflnahmen im Bereich Integration durch lokale und regionale Behorden oder Organisationen der Zivilgesellschaft
erleichtern, darunter durch einen héheren Kofinanzierungssatz fiir diese MafSnahmen und den Einsatz einer
speziell hierfiir vorgesehenen Komponente der Thematischen Fazilitit und-dureh-einenhéherenKofinanzierungs-
satz, sofern die lokalen und regionalen Behirden fir dieseMafinahmen die Durchfilhrung von Integrations-
mafSnahmen zustindig sind. [Abind. 24]

Angesichts der langfristigen und demografischen Herausforderungen, die sich der Union stellen, und der Tatsache,
dass Migration zunehmend auf globaler Ebene stattfindet, ist es unverzichtbar, gut funktionierende legale
Migrationswege in die Union zu schaffen, damit die Union weiterhin ein attraktives Ziel fiir Migranten die regulire
Migration entsprechend dem wirtschaftlichen und sozialen Bedarf der Mitgliedstaaten bleibt und die Tragfihigkeit
der Sezialsystems Sozialsysteme und das Wachstum der Unionswirtschaft gewihrleistet wird werden und
gleichzeitig Wanderarbeitnehmer vor Ausbeutung geschiitzt werden. [Abénd. 25]
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(19)  Ber Mit dem Fonds selite sollten die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung von Strategien zur Organisation und
Ausweitung der legalen Migration—unterstiitzen Migrationswege unterstiitzt und ihre Fihigkeit zur Entwicklung,
zur Durchfithrung, zur Uberwachung und zur generellen Evaluierung aller Zuwanderungs- und Integrations-
strategien, -konzepte und -mafnahmen fiir Drittstaatsangehorige mit legalem Aufenthalt einsehliefleh —
insbesondere der Rechtsinstrumente—derUnion—stirken Unionsinstrumente fiir legale Migration — gestirkt
werden. Ferner sollte—er—den sollten mit dem Fonds der Austausch von Informationen und bewihrten
Yorgehensweiser Verfahren und die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Verwaltungen und Verwaltungsebe-
nen sowie mit anderen Mitgliedstaaten férdern gefdrdert werden. [Abind. 26]

(20)  Eine effiziente und wiirdevolle Riickkehrpolitik ist ein integraler Bestandteil des umfassenden, von der Union und
ihren Mitgliedstaaten verfolgten Migrationskonzepts. Mit dem Fonds sollten die Anstrengungen der Mitgliedstaaten
im Hinblick auf eine wirksame Umsetzung und Weiterentwicklung der gemeinsamen Riickkehrnormen — mit
Schwerpunkt auf der freiwilligen Riickkehr —, wie sie insbesondere in der Richtlinie 2008/115/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates (°) festgelegt wurden, und eines integrierten und koordmlerten Ansatzes fur
das Riickkehrmanagement weiter unterstiitzt und gefordert werden.
Der Fonds sollte éer—Feﬂds gleichermafSen damlt im Zusammenhang stehende Maflnahmen in Drittstaaten fordern,
damit die sichere und wiirdevolle Riickkehr und
Riickiibernahme sowie die dauerhafte Wiedereingliederung im Sinne des globalen Pakts fiir Migration erleichtert
und sichergestellt werden. [Abind. 27]

(21)  Die Mitgliedstaaten sollten der freiwilligen Riickkehr den Vorzug zw geben und eine wirksame, sichere und
wiirdevolle Riickkehr irregulirer Migranten sicherstellen. Daher sollten sie aus dem Fonds vorrangig Mafinahmen
im Zusammenhang mit der freiwilligen Riickkehr unterstiitzt werden. Um dies zu fordern, sollten die
Mttgltedstaaten Anreize wie eine Vorzugsbehandlung in Form einer verstirkten Riickkehrhilfe fir—diefreiwillige
Riiekkehr sowie eine langfristige Wiedereingliederungshilfe vorsehen. Die freiwillige Riickkehr liegt im Interesse
sowohl der Riickkehrer als auch der Behorden, was das Kosten-/Nutzen-Verhiltnis anbelangt. Bei allen Mafnahmen
und Entscheidungen im Kontext der Migration, einschliefSlich der Riickkehr, die Kinder betreffen, sollte das Wohl
des Kindes eine vorrangige Erwigung sein und dem Recht des Kindes auf Meinungsiuflerung uneingeschrinkt
Rechnung getragen werden. [Abind. 28]

(22)  Die freiwillige und-die—erzwungene Riickkehr sollte zwar gegeniiber der erzwungenen Riickkehr sind Vorrang
haben, jedoch sind sie miteinander verkniipft und verstirken sich gegenseitig; die Mitgliedstaaten sollten daher dazu
angehalten werden, verstirkt darauf zu achten, dass sich diese beiden Formen der Riickkehr erginzen. Die
Moglichkeit der Abschiebung ist ein wichtiges Element, das zur Integritit der Asyl- und legalen Migrationssysteme
beitragt. Aus dem Fonds sollten daher gegebenenfalls auch Mafnahmen der Mitgliedstaaten zur Erleichterung und
Durchfithrung von Abschiebungen im Einklang mit den im Unionsrecht festgelegten Standards und unter
vollstindiger Achtung der Grundrechte und der Menschenwiirde der Riickkehrer unterstiitzt werden. Aus dem
Fonds sollten MafSnahmen im Zusammenhang mit der Riickkehr bzw. Riickfiihrung von Kindern nur dann
unterstiitzt werden, wenn diese auf der Grundlage einer positiven Bewertung des Kindeswohls erfolgt.
[Abind. 29]

(23)  Spezifische Mainahmen in den Mttgltedstaaten und in den Riickkehrlindern zur Unterstiitzung der Riickkehrer i
i mit besonderem Augenmerk auf ihrem Bedarf im humanitiren
Bereich und ihrer Schutzbediirftigkeit konnen die Bedingungen fiir die Riickkehr/Riickfithrung und folglich die
Wiedereingliederung der Riickkehrer verbessern. Besonderes Augenmerk sollte auf schutzbediirftige Personen
gelegt werden. Riickkehrentscheidungen sollten auf einer umfassenden und sorgfiltigen Priifung der Lage in den
Herkunftsstaaten, einschliefSlich einer Bewertung der Aufnahmekapazititen auf lokaler Ebene, beruhen.
Spezifische MafSnahmen zur Unterstiitzung der Herkunftslinder und insbesondere von schutzbediirftigen
Personen tragen zur Gewihrleistung der Dauerhaftigkeit, Sicherheit und Wirksamkeit von Riickfiihrungen bei.
Solche MafSnahmen sollten unter aktiver Beteiligung der lokalen Behorden, der Zivilgesellschaft und der
Diasporagemeinschaften umgesetzt werden. [Abind. 30]

(24) DBie Formelle Riickilbernahmeabkommen und—senstigen—Vereinbarungen sind ein wichtiger integraler und
entscheidender Bestandteil der Riickkehrstrategie der Union und ein zentrales Instrument fiir die wirksame
Steuerung der Migrationsstrome, da sie die rasche Riickkehr irreguldrer Migranten erleichtern. Diese Abkommen s
Vereinbarungen sind ein wichtiges Element im Rahmen des Dialogs und der Zusammenarbeit mit den Herkunfts-
oder den Transitlindern irregulirer Migranten; ihre Anwendung in Drittstaaten — innerhalb festgelegter Grenzen
und unter der Voraussetzung, dass angemessene Sicherheitsvorkehrungen getroffen werden — sollte aus dem
Fonds gefordert werden, damit die Riickkehrstrategien—auf—nationaler Strategien fiir eine sichere und auf
Uniensebene wiirdevolle Riickkehr greifen. [Abind. 31]

) Richtlinie 2008/115/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber gemeinsame Normen und
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Riickfihrung illegal aufhaltiger Drittstaatsangehériger (ABL L 348 vom 24.12.2008, S. 98).
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(25)  Der Fonds sollte nicht nur;wie— e e ert die Integration von
Drittstaatsangehdorigen oder Staatenlosen in den Mttgltedstaaten unterstiitzen, sondern auch andere Manahmen
zur Bekampfung der ffregulafeﬂ—khgfaﬂeﬁ Schleusung von Mtgranten und zur

: : sehungoelte Ag Unterstiitzung und Erleichterung der

Festlegung von Vorschrtften uber die legale Mtgmtwn fordern und auf diese Weise die Integritit der

Zuwanderungssysteme in den Herkunftsstaaten unter uneingeschrinkter Achtung des Grundsatzes der

Mitgliedstaaten Politikkohdrenz im Interesse der nachhaltigen Entwicklung gewihrleisten. [Abdnd. 32]

(26)  Die Beschiftigung irreguldrer Migranten ist-einAnreizfiir-dieillegale Migrationund untergrabt die Entwicklung einer

Politik fiir die Mobilitit von Arbeitskriften aufbauend auf Programmen fiir die legale Migration und gefihrdet die
Rechte von Wanderarbeitnehmern, die dadurch der Verletzung ihrer Rechte und Missbrauch ausgesetzt sind. Die
Mitgliedstaaten sollten daher bei der Durchfithrung der Richtlinie 2009/52/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates (1), die ein Verbot der Beschiftigung illegal aufhiltiger Drittstaatsangehoriger, einen Mechanismus fiir
Beschwerden und Lohneinforderung fiir ausgebeutete Arbeitnehmer sowie Sanktionen gegen zuwiderhandelnde
Arbeitnehmer vorsieht, direkt oder indirekt aus dem Fonds unterstiitzt werden. [Abind. 33]

(26a) Die Mitgliedstaaten sollten die Forderungen der Zivilgesellschaft und der Arbeitnehmerverbinde, etwa beziiglich
der Einrichtung eines europdischen Netzwerks der mit der Aufnahme von Migranten befassten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, unterstiitzen, um alle in Europa im Bereich Migration Beschiftigten
miteinander zu vernetzen und auf diese Weise eine wiirdevolle Aufnahme und ein Migrationskonzept zu
fordern, das auf den Menschenrechten und dem Austausch bewdihrter Verfahren mit Blick auf die Aufnahme von
Migranten und ihrer Eingliederung in den Arbeitsmarkt beruht. [Abind. 34]

(27)  Die Mitgliedstaaten sollten daher bei der Durchfithrung der Richtlinie 2011/36/EU des Européischen Parlaments und
des Rates (), in der Bestimmungen fiir die Unterstiitzung, die Betreuung und den Schutz von Opfern des
Menschenhandels festgelegt sind, direkt oder indirekt aus dem Fonds unterstiitzt werden. Bei diesen MafSnahmen
sollte der geschlechtsspezifischen Komponente des Menschenhandels Rechnung getragen werden. Bei der
Durchfiihrung des Fonds sollten die Mitgliedstaaten beriicksichtigen, dass Menschen, die aufgrund plotzlicher
oder schrittweiser klimabedingter Umweltverinderungen, durch die ihr Leben oder ihre Lebensbedingungen
beeintrichtigt werden, gezwungen sind, ihren gewohnlichen Wohnort zu verlassen, stark gefihrdet sind, Opfer
von Menschenhandel zu werden. [Abind. 35]

(27a) Aus dem Fonds sollten gemifS dem Besitzstand der Union im Asylbereich insbesondere die Ermittlung
schutzbediirftiger Asylsuchender — wie unbegleitete Minderjihrige und Opfer von Folter oder anderer schwerer
Formen von Gewalt — und Mafnahmen, um ihren Bediirfnissen gerecht zu werden, unterstiitzt werden.
[Abind. 36]

(27b) Im Hinblick auf eine faire und transparente Verteilung der Mittel auf die einzelnen Ziele des Fonds sollte fiir ein
Mindestniveau an Ausgaben fiir bestimmte Ziele Sorge getragen werden, sei es im Wege der direkten, der
indirekten oder der geteilten Mittelverwaltung. [Abind. 37]

(28)  Per Mit dem Fonds selite sollten die Titigkeiten im Bereich Riickkehr/Riickfithrung der mit der Verordnung
(EU) 2016/1624 des Européischen Parlaments und des Rates (') eingerichteten Europalschen Agentur fur die Grenz-
und Kustenwache efgaﬁ—zeﬂ erganzt und

] sabe—y : op—Ve g—beitragen verstirkt werden, ohne dabei eine
wettere Fmanzwrungsquelle fur dte Europatsche Agentur fur dw Grenz— und Kiistenwache zu erschlieflen; iiber
den jihrlichen Haushalt der Agentur, mit dem diese in die Lage versetzt werden sollte, alle ihre Aufgaben zu
erfiillen, entscheidet die Haushaltsbehorde. [Abind. 38]

(29)  Es sollten Synergien, Konsistenz, Komplementaritit und Effizienz mit anderen Unionsfonds angestrebt werden und
Uberschneidungen oder jeglicher Widerspruch zwischen den Manahmen vermieden werden. [Abind. 39]

(") Richtlinie 2009/52[EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 iiber Mindeststandards fiir Sanktionen und
Mafinahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehorige ohne rechtmafiigen Aufenthalt beschiftigen (ABL L 168 vom 30.6.2009,
S. 24).

(") Richtlinie 2011/36/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 zur Verhiitung und Bekdmpfung des
Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/J1 des Rates (ABL. L 101
vom 15.4.2011, S. 1).

(" Verordnung (EU) 2016/1624 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 iiber die Europdische Grenz-
und Kiistenwache und zur Anderung der Verordnung (EU) 2016/399 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 863/2007 des Européischen Parlaments und des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004
des Rates und der Entscheidung 2005/267/EG des Rates (ABL L 251 vom 16.9.2016, S. 1).
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(30)  Bie Mit dem Fonds sollten vorrangig Mafnahmen im Gebiet der Union finanziert werden. Mit dem Fonds konnen
aus dem Fonds geforderter geforderte Mafinahmen in oder mit Bezug zu Drittstaaten finanziert werden; diese
sollten in finanzieller Hinsicht begrenzt und zur Verwirklichung der Ziele des Fonds gemdfS Artikel 3 dieser
Verordnung geeignet sein und der Voraussetzung unterliegen, dass angemessene Sicherheitsvorkehrungen
getroffen werden. Solche MafSnahmen sollten andere Mafinahmen aufSerhalb der Union erginzen, die durch die
Auflenfinanzierungsinstrumente der Union unterstiitzt werden. Insbesondere sollte bei der Durchfithrung derartiger
MaRnahmen eine véllige Ubereinstimmung und Komplementaritit mit den Grundsitzen und allgemeinen Zielen
der Aufentitigkeit der Union und ihrer Auenpolitik in Bezug auf das betreffende Land oder die betreffende Region
und mit den 1nternat1onalen Verpﬂlchtungen der Umon angestrebt Werden %s—di&exteme—l)}meﬂﬁeﬂ—aﬂbemﬁt—se

U—H—iﬁﬂ—Veﬂ—I-ﬂfefesse—S-i-ﬁé Der Grundsatz der Politikkohdrenz im Interesse der Entwicklung, wie er unter
Nummer 35 des Europiischen Konsenses iiber die Entwicklungspolitik niedergelegt ist, sollte geachtet werden. Bei
der Leistung von Soforthilfe sollte die Kohirenz mit den im Europdischen Konsens iiber dic humanitire Hilfe
niedergelegten humanitiren Grundsitzen sichergestellt werden. [Abind. 40]

(31)  Die Mittel aus dem Haushalt der Union sollten in erster Linie in Tatigkeiten fliefen, bei denen ein Tatigwerden der
Union im Vergleich zu einseitigen Mafinahmen der Mitgliedstaaten einen Mehrwert bewirkt. Die aufgrund dieser
Verordnung geleistete finanzielle Hilfe sollte insbesondere zur Solidaritit unter den Mitgliedstaaten in den
Bereichen Asyl und Migration gemdfS Artikel 80 AEUV und zur Stirkung der nationalen und Unionskapazitit in
den Bereichen Asyl und Migration beitragen. [Abind. 41]

(32)  Ein Mitgliedstaat kann — auch was die Betriebskostenunterstiitzung im Rahmen dieses Fonds anbelangt — als nicht
konform mit dem einschldgigen Besitzstand der Union eingestuft werden, wenn er seinen Verpflichtungen aus den
Vertragen im Bereich Asyl und Riickkehr/Riickfithrung nicht nachgekommen ist, wenn die eindeutige Gefahr einer
schwerwiegenden Verletzung der Werte der Union bei der Umsetzung des Besitzstands zu Asyl und Riickkehr/
Ruckfithrung durch einen Mitgliedstaat besteht oder in einem Evaluierungsbericht im Rahmen des Evaluierungs- und
Uberwachungsmechanismus des Schengen-Besitzstands oder der Asylagentur der Europaischen Union Méngel im
betreffenden Bereich festgestellt werden.

(33)  Der Fonds sollte dem Bediirfnis nach mehr Transparenz, Flexibilitit und Vereinfachung Rechnung tragen und dabei
den Anforderungen an die Berechenbarkeit geniigen und eine gerechte und transparente Mittelverteilung
sicherstellen, damit die in dieser Verordnung dargelegten politischen und spezifischen Ziele erreicht werden
konnen. Die Durchfiihrung des Fonds sollte sich an den Grundsdtzen der Effizienz, der Wirksamkeit und der
Qualitit der Ausgaben orientieren. Dariiber hinaus sollte die Durchfiihrung so benutzerfreundlich wie maglich
erfolgen. [Abind. 43]

(34) Dlese Verordnung sollte die Zuwe1sung von Ausgangsbetragen an d1e M1tg11edstaaten regeln dle sich-aus—etem
h 2 m—Betra d whdlag . mensetzen und den
Bedurfnlssen und der Belastung der emzelnen Mltghedstaaten in den Berelchen Asyl Mtgmtton, Integration und
Riickkehr/Riickfithrung Rechnung tragen. Inselgesellschaften, die mit unverhdiltnismdifSig starken Migrations-
problemen konfrontiert sind, sollte dabei besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. [Abind. 44]

(35) Diese Ausgangsbetrige bilden die Grundlage fur die langfristigen Investitionen der Mitgliedstaaten. Um
Verdanderungen der Migrationsstrome Rechnung zu tragen und die Bediirfnisse in Bezug auf die Asyl- und
Aufnahmesysteme und die Integration von Drittstaatsangehorigen mit legalem Aufenthalt anzugehen, die legale
Migration weiterzuentwickeln und die irregulire Migration mit einer wirksamen, rechtskonformen und
nachhaltigen Riickkehrpolitik zu bekdmpfen, sollte den Mitgliedstaaten zur Halbzeit unter Beriicksichtigung der
Ausschopfungsquoten ein Zusatzbetrag zugewiesen werden. Dieser Betrag sollte auf der Grundlage der neuesten
verfiigbaren statistischen Daten nach Anhang I unter Beriicksichtigung der Anderungen der Ausgangslage in den
Mitgliedstaaten zugewiesen werden. [Abédnd. 45]

(36)  Um einen Beitrag zur Verwirklichung des Ziels des Fonds zu leisten, sollten die Mitgliedstaaten und die Kommission
dafiir sorgen, dass #hre die Programme der Mitgliedstaaten Mafnahmen umfassen, die zur Verwirklichung der
einzelnen spezifischen Ziele der vorliegenden Verordnung beitragen. Zudem sollten sie dafiir sorgen, dass die
Mittel den spezifischen Ziclen so zugewiesen werden, dass damit bestméglich zu deren Verwirklichung beigetragen
und den aktuellsten Bediirfnissen entsprochen wird, dass die Programme ein Mindestniveau an Ausgaben fiir
diese Ziele umfassen, dass die Aufteilung der verhegendenVerordnung Rechnungtragen Ressourcen zwischen den
Zielen in einem angemessenen Verhiltnis zu den Herausforderungen steht, dass die gewihlten Priorititen im
Einklang mit den in Anhang Il genannten Burehfithrungsmafnahmen MafSnahmen stehen und dass die Mittel so
zwischen den einzelnen Zielen aufgeteilt werden, dass das allgemeine politische Ziel erreicht werden kann.
[Abind. 46]
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(37)

(38)

(38a)

(40)

(41)

(42)

(43)

")

Da sich die Herausforderungen im Bereich Migration stetig wandeln, muss die Zuweisung der Mittel an
Verinderungen der Migrationsstrome angepasst werden. Um auf dringende Bediirfnisse, und auf Anderungen der
Politik und der Unionspriorititen zu reagieren und die Finanzierung auf Mainahmen mit einem hohen Mehrwert fiir
die Union auszurichten, wird im Interesse der Solidaritdt und Lastenteilung ein Teil der Mittel beiBedarf regelmifSig
fiir spezifische Mafnahmen, Unionsmafnahmen, MafSnahmen lokaler und regionaler Behérden, Soforthilfe,
Neuansiedlung und zusitzliche Unterstiitzung der Mitgliedstaaten tiber eine Thematische Fazilitit zugewiesen.
[Abind. 47]

Die Mitgliedstaaten sollten ermutigt werden, einen Teil ihrer Programmzuweisung fiir Maffnahmen nach Anhang IV
einzusetzen, indem ihnen ein hoherer Unionsbeitrag zugutekommt.

Die Bemiihungen der Mitgliedstaaten um eine vollstindige und ordnungsgemdfle Umsetzung des Besitzstands
der Union im Asylbereich, um die Gewihrung angemessener Aufnahmebedingungen fiir Personen, die um
internationalen Schutz ansuchen oder diesen geniefSen und — im Einklang mit der Richtlinie 2011/95/EU — um
die Ermoglichung einer korrekten Feststellung ihres Status und die Anwendung gerechter und wirksamer
Asylverfahren sollten aus dem Fonds unterstiitzt werden, insbesondere wenn diese Anstrengungen auf
unbegleitete Minderjihrige abzielen, fiir die die Kosten hoher ausfallen. Die Mitgliedstaaten sollten daher fiir
jeden unbegleiteten Minderjihrigen, dem internationaler Schutz gewihrt wird, einen Pauschalbetrag erhalten, der
jedoch nicht mit einer im Rahmen dieser Verordnung vorgesehenen Finanzierung fiir Neuansiedlung kombiniert
werden kann. [Abind. 48]

Ein Teil der im Rahmen des Fonds verfiigbaren Mittel konnte zudem zusitzlich zur urspriinglichen Zuweisung fur
Programme der Mitgliedstaaten zur Durchfihrung spezifischer Mafinahmen zugeteilt werden. Diese spezifischen
Mafinahmen sollten auf Unionsebene festgelegt werden und eine Kooperation oder gemeinsame Maflnahmen in den
Fillen voraussetzen, in denen Entwicklungen in der Union die Bereitstellung zusitzlicher Mittel fiir einen oder
mehrere Mitgliedstaaten erfordern.

Der Fonds sollte einen Beitrag zu den mit der Asyl- und Ritekkehepelitik Einwanderungspolitik verbundenen
Betriebskosten leisten und die Mitgliedstaaten in die Lage versetzen, Kapazititen, die fir diese Leistung zugunsten der
gesamten Union von zentraler Bedeutung sind, aufrechtzuerhalten. Ein solcher Beitrag besteht in der vollstindigen
Erstattung spezifischer mit den Zielen des Fonds zusammenhingender Kosten und sollte integraler Bestandteil der
Programme Mitgliedstaaten sein. [Abédnd. 49]

Erginzend zur Umsetzung des politischen Ziels dieses Fonds auf nationaler Ebene im Rahmen der Programme der
Mitgliedstaaten sollte der Fonds auch Maffnahmen auf Unionsebene férdern. Diese Maffnahmen sollten allgemeinen
strategischen Zwecken innerhalb des Interventionsbereichs des Fonds im Zusammenhang mit politischen Analysen
und Innovationen, dem grenziibergreifenden gegenseitigen Austausch und linderiibergreifenden Partnerschaften und
der Erprobung neuer Initiativen und Mafnahmen in der gesamten Union dienen, wobei darauf zu achten ist, dass
auf faire und transparente Weise angemessene Finanzierungen bereitgestellt werden, um die Ziele des Fonds zu
erreichen. Mittels solcher Mafinahmen sollte im Rahmen der Durchfiihrung des Fonds der Schutz der
Grundrechte sichergestellt werden. [Abind. 50]

Um die Unionskapazititen zu stirken und unverziiglich auf einen unvorhergesehenen massiven oder usverhéle
rismilig—starken—Migrationsdruek unverhaltmsmaﬁtgen Zustrom von Drtttstaatsangehortgen in einem oder
mehreren Mitgliedstaaten, aufg v e 2 8
bei dem deren die Elnrlchtungen fur die Aufnahme und Ingewahrsamnahme sowie d1e Asyl- und M1grat10ns—
managementsysteme und -verfahren der Mltghedstaaten kurzfristig stark beansprucht werden und-um—auf-starken
Migrationsdruek, oder auf Migrationsdruck oder einen erheblichen Neuansiedlungsbedarf in Drittstaaten aufgrund
peolitischer von politischen Entwicklungen, Konflikten oder Kenflikte Naturkatastrophen reagieren zu konnen,
sollte im Einklang mit dem Rahmen dieser Verordnung Soforthilfe geleistet werden konnen. [Abind. 51]

Diese Verordnung sollte die Fortsetzung des Europidischen Migrationsnetzwerks, das mit der Entschei-
dung 2008/381/EG des Rates(*’) ins Leben gerufen wurde, gewdhrleisten, und finanzielle Unterstiitzung
entsprechend den Zielen und Aufgaben dieses Netzwerkes bereitstellen.

Entscheidung 2008/381/EG des Rates vom 14. Mai 2008 zur Einrichtung eines Europaischen Migrationsnetzwerks (ABL L 131
vom 21.5.2008, S. 7).
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(45)  Mit dieser Verordnung wird eine Finanzausstattung fiir den gesamten Asyl-, und Migrationsfonds festgesetzt, die fiir
das Europiische Parlament und den Rat im Rahmen des jahrlichen Haushaltsverfahrens den vorrangigen
Bezugsrahmen im Sinne der [Referenz ggf. entsprechend der neuen Interinstitutionellen Vereinbarung aktualisieren:
Nummer 17 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 zwischen dem Europdischen Parlament,
dem Rat und der Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die
wirtschaftliche Haushaltsfithrung (*4)] bilden soll.

(46)  Die Verordnung (EU) .../... (im Folgenden ,Haushaltsordnung*) findet auf diesen Fonds Anwendung. Sie regelt den
Vollzug des Unionshaushalts und enthélt unter anderem Bestimmungen zu Finanzhilfen, Preisgeldern, Auf-
tragsvergabe, indirektem Haushaltsvollzug, finanzieller Unterstiitzung, Finanzierungsinstrumenten und Haushalts-
garantien.

(47)  Im Hinblick auf die Durchfithrung von Malnahmen in geteilter Mittelverwaltung sollte der Fonds Bestandteil eines
kohérenten Rechtsrahmens sein, der aus dieser Verordnung, der Haushaltsordnung und der Verordnung (EU)
...J2021 [Dachverordnung] gebildet wird. Bei widerspriichlichen Bestimmungen sollte diese Verordnung Vorrang
vor der Verordnung (EU) Nr. .../... [Dachverordnung] haben. [Abind. 53]

(48)

L o ng A o o No nd on ala_da nion and n__gata a A o o NG Daha
Festlegung eines Rahmens, mit dem fiir mehrere Unionsfonds, einschlieflich des Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds (AMIF), gemeinsame Finanzregelungen festgelegt werden, ist es auch notwendig, die Ziele des
AME AMIF zu prizisieren und spezifische Bestimmungen fiir Tatigkeiten festzulegen, die aus dem AME AMIF
finanziert werden konnen. [Abind. 54]

(49)  Die Arten der Finanzierung und die Haushaltsvollzugsarten im Rahmen dieser Verordnung sollten aufgrund ihrer
Eignung zur Verwirklichung der spezifischen Ziele der Maflnahmen und zur Erzielung von Ergebnissen ausgewihlt
werden, unter besonderer Beriicksichtigung der Kontrollkosten, des Verwaltungsaufwands und des erwarteten
Risikos der Nichteinhaltung von Vorschriften. Dabei sollte auch die Verwendung von Pauschalbetrigen,
Pauschalfinanzierungen und Kosten je Einheit sowie nicht mit Kosten verkniipften Finanzierungen gemif
Artikel 125 Absatz 1 der Haushaltsordnung gepriift werden.

(500 Gemif$ der Haushaltsordnung (**), der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und
des Rates ('), der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2988/95 des Rates (7), der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96
des Rates (**) und der Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates (') sollen die finanziellen Interessen der Union
geschiitzt werden, indem verhaltnismifSige Maffnahmen unter anderem zur Pravention, Aufdeckung, Behebung und
Untersuchung von Unregelmifigkeiten und Betrug, zur Einziehung entgangener, rechtsgrundlos gezahlter oder nicht
widmungsgemidfl verwendeter Mittel und gegebenenfalls verwaltungsrechtliche bzw. strafrechtliche Sanktionen
ergriffen werden. Insbesondere kann das Europdische Amt fur Betrugsbekdmpfung (OLAF) gemif Verordnung (EU,
Euratom) Nr. 883/2013 sowie Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 administrative Untersuchungen
einschlieflich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort durchfithren, um festzustellen, ob ein Betrugs- oder

(** ABI. C 373 vom 20.12.2013, S. 1.
http://eur-lex.europa.cu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:0J.C_.2013.373.01.0001.01.ENG&toc=0]J:C:2013:373:TOC

() ABL Cvom, S. .

(")  ABL C vom, S. .

() Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 iiber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europdischen Gemeinschaften (ABL L 312 vom 23.12.1995, S. 1).

(")  ABL C vom, S. .

(") Verordnung (EU) 2017/337t 1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfithrung einer Verstirkten Zusammenarbeit zur
Errichtung der Européischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (ABL. L 283 vom 31.10.2017, S. 1).


http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2013.373.01.0001.01.ENG&toc=OJ:C:2013:373:TOC
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(1)

(51a)

(52)

(53)

(53a)

Korruptionsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union
vorliegt. Wie in der Richtlinie (EU) 2017/1371 des Européischen Parlaments und des Rates (*°) vorgesehen ist, kann
die Europdische Staatsanwaltschaft (im Folgenden ,EUStA“) gemif der Verordnung (EU) 2017/1939 Betrugsfille und
sonstige gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete rechtswidrige Handlungen untersuchen und ahnden.
Nach der Haushaltsordnung ist jede Person oder Stelle, die Unionsmittel erhalt, verpflichtet, uneingeschrinkt am
Schutz der finanziellen Interessen der Union mitzuwirken, der Kommission, dem OLAF und dem Europdischen
Rechnungshof (im Folgenden ,EuRH®) die erforderlichen Rechte und den Zugang zu gewédhren und sicherzustellen,
dass an der Ausfihrung von Unionsmitteln beteiligte Dritte gleichwertige Rechte gewihren. Die Mitgliedstaaten
sind verpflichtet, uneingeschrinkt zusammenzuarbeiten und den Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen
der Union jede fiir den Schutz der finanziellen Interessen der Union erforderliche Unterstiitzung zu gewihren. Die
Ergebnisse der Untersuchungen zu UnregelmdifSigkeiten oder Betrug im Zusammenhang mit dem Fonds sollten
dem Europiischen Parlament zur Verfiigung gestellt werden. [Abind. 55]

Auf diese Verordnung finden die vom Europdischen Parlament und dem Rat gemaf$ Artikel 322 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europaischen Union erlassenen horizontalen Haushaltvorschriften Anwendung. Diese Vorschriften
sind in der Haushaltsordnung festgelegt und regeln insbesondere das Verfahren fiir die Aufstellung und den Vollzug
des Haushaltsplans durch Finanzhilfen, Auftragsvergabe, Preisgelder, indirekten Haushaltsvollzug sowie die Kontrolle
der Verantwortung der Finanzakteure. Die auf der Grundlage von Artikel 322 AEUV erlassenen Vorschriften
betreffen auch den Schutz der finanziellen Interessen der Union gegen generelle Mingel in Bezug auf das
Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten, da die Achtung der Rechtsstaatlichkeit eine unverzichtbare Voraussetzung
fur die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfithrung und eine wirksame EU-Finanzierung ist.

Wenn aufgrund einer mit Griinden versehenen Stellungnahme der Kommission in Bezug auf eine
Vertragsverletzung nach Artikel 258 AEUV eindeutige Nachweise dafiir vorliegen, dass die Rechtmdifligkeit
von Projekten oder die Rechtmiifligkeit und Ordnungsmiifligkeit der entsprechenden Finanzierung oder die
Leistung von Projekten infrage zu stellen ist, sollte die Kommission sicherstellen, dass fiir diese Projekte keine
Mittel zur Verfiigung gestellt werden. [Abind. 56]

Gemifl Artikel 94 des Beschlusses 2013/755/EU des Rates (*!) konnen natiirliche Personen und Stellen eines
tiberseeischen Landes oder Gebiets vorbehaltlich der Bestimmungen und Ziele des Fonds und der moglichen
Regelungen, die fiir den mit dem Land oder Gebiet verbundenen Mitgliedstaat gelten, finanziell unterstiitzt werden.

Nach Artikel 349 AEUV und im Einklang mit der Kommissionsmitteilung ,Eine verstirkte und erneuerte
Partnerschaft mit den Gebieten in dufSerster Randlage der EU“ (*), die der Rat in seinen Schlussfolgerungen vom
12. April 2018 billigte, sollten die betreffenden Mitgliedstaaten sicherstellen, dass ihre nationalen Programme den
besonderen Herausforderungen in den Gebieten in duferster Randlage Rechnung tragen. Mit dem Fonds erhalten
diese Mitgliedstaaten geeignete Mittel, um die betreffenden Regionen dabei zu unterstiitzen, Migration nachhaltig zu
steuern und mogliche von Druck geprigte Situationen zu bewiltigen.

Die Organisationen der Zivilgesellschaft, die lokalen und regionalen Behirden und die nationalen Parlamente in
den Mitgliedstaaten und in den Drittstaaten sollten bei der Planung, der Durchfiihrung und der Bewertung der
Programme, die iiber den Fonds finanziert werden, konsultiert werden. [Abind. 57]

Gemif$ den Nummern 22 und 23 der Interinstitutionellen Vereinbarung tiber bessere Rechtsetzung vom 13. April
2016 ist es erforderlich, den Fonds auf der Grundlage von Daten zu evaluieren, die aufgrund spezifischer
Uberwachungsanforderungen erhoben werden, wobei gleichzeitig aber Uberregulierung und Verwaltungsaufwand
insbesondere fur die Mitgliedstaaten vermieden werden. Diese Anforderungen konnen bei Bedarf messbare
Indikatoren — einschlieflich qualitativer und quantitativer Indikatoren — als Grundlage fiir die Evaluierung der
Auswirkungen des Fonds vor Ort umfassen. Um den Erfolg des Fonds zu messen, sollten gemeinsame Indikatoren
und damit einhergehende Ziele in Bezug auf die einzelnen spezifischen Ziele des Fonds festgelegt werden. Die

Kommission und d1e Mltghedstaaten sollten d1e Durchfuhrung des Fonds tm—Etﬁ-klﬂﬂg—mtt—éeﬂ—etﬁS&l‘ﬁﬂgtgeﬂ

der gememsamen Indtkatoren und der Rechnungslegung iiberwachen. Damtt dte Kommtsswn 1hrer Aufsichts-
funktion angemessen nachkommen kann, muss sie die aus dem Fonds in einem bestimmten Jahr tatsichlich
ausgegebenen Betrige feststellen kénnen. Daher sollten die Mitgliedstaaten in ihrer Berichterstattung iiber die
Jahresrechnungen ihrer nationalen Programme an die Kommission zwischen Einziehungen, Vorfinanzierungen an
Endbegiinstigte und Erstattungen von Ausgaben, die tatsichlich angefallen sind, unterscheiden. Um die Prufung
und Uberwachung der Durchfiihrung des Fonds zu vereinfachen, sollte die Kommission diese Betrige sowie die

Richtlinie (EU) 2017/1371 des Européischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 iiber die strafrechtliche Bekimpfung von
gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug (ABL L 198 vom 28.7.2017, S. 29).

Beschluss 2013/755/EU des Rates vom 25. November 2013 iiber die Assoziierung der iiberseeischen Linder und Gebiete mit der
Européischen Union (,Ubersee-Assoziationsbeschluss®) (ABL L 344 vom 19.12.2013, S. 1).

COM(2017)0623.
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Ergebnisse der Uberwachung und Erliuterung zu der Durchfiihrung von Mafinahmen im Rahmen des Fonds auf
lokaler, regionaler und nationaler Ebene und auf Unionsebene, einschliefSlich spezifischer Projekte und Partner, in
ihren Bericht aufnehmen, den sie jihrlich iiber die Durchfﬁhrung des Fonds erstellt. Die Kommission sollte dem
Europdischen Parlament und dem Rat jedes Jahr eine Zusammenfassung der angenommenen jahrlichen
Letstungsbertchte vorlegen. Die Berichte, in denen die Ergebnisse der Uberwachung sowie die Durchfiihrung der
Mafnahmen im Rahmen des Fonds sowohl auf der Ebene der Mitgliedstaaten als auch auf Unionsebene erliutert
werden, sollten veriffentlicht und dem Europdischen Parlament vorgelegt werden [Abdnd. 58].

(55)  Angesichts der Notwendigkeit, denFelgen-desKlimawandels-entgegenzuwirkentnd im Einklang mit den Zusagen
der Union dasKlimasehutzitbereinkommen zur Umsetzung des Klimaschutziibereinkommens von Paris und die der
Ziele der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung smzusetzen den Folgen des Klimawandels entgegen-
zuwirken, wird der Fonds zu den Mafnahmen zur Bekimpfung des Klimawandels und zum Erreichen des
allgemeinen Ziels beitragen, wihrend der Laufzeit des MFR 2021-2027 25 % und moglichst bald, spitestens
jedoch bis 2027, jahrlich 30 % der EU-Ausgaben zur Verwirklichung von Klimazielen zu verwenden. Entsprechende
Mafinahmen werden im Zuge der Vorbereitung und Umsetzung des Fonds ermittelt und im Zuge der
entsprechenden Evaluierungen und Uberpriifungsverfahren erneut bewertet. [Abind. 59]

(56)  Um bestimmte nicht-wesentliche Elemente der vorliegenden Verordnung zu ergidnzen und zu dndern, sollte der
Kommission die Befugnis zum Erlass von Rechtsakten nach Mafigabe des Artikels 290 AEUV in Bezug auf die
Arbeitsprogramme fiir die Thematische Fazilitit und die fiir eine Unterstiitzung im Rahmen des Instruments in
Betracht kommenden MafSnahmen nach Anhang III, die fiir eine hohere Kofinanzierung in Betracht kommenden
Mafinahmen nach Anhang 1V, die Betriebskostenunterstiitzung nach Anhang VII und die Weiterentwicklung des
gemeinsamen Rahmens fiir die Uberwachung und Evaluierung iibertragen werden. Die Kommission sollte im Zuge
ihrer Vorbereitungsarbeiten unbedingt — auch auf der Ebene von Sachverstindigen sowie mit Organisationen der
Zivilgesellschaft, einschliefllich Migranten- und Fliichtlingsorganisationen — angemessene Konsultationen
durchfithren, die mit den Grundsitzen der Interinstitutionellen Vereinbarung iiber bessere Rechtsetzung vom
13. April 2016 in Einklang stehen. [Abénd. 60]

(57)  Zur Gewdhrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfithrung der vorliegenden Verordnung sollten der
Kommission Durchfithrungsbefugnisse tibertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung
(EU) Nr. 1822011 des Europiischen Parlaments und des Rates (**) ausgeiibt werden. Das Priifverfahren sollte fur den
Erlass von Durchfithrungsrechtsakten, in denen die gemeinsamen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten, insbesondere
hinsichtlich der Unterrichtung der Kommission, niedergelegt sind, angewendet werden; angesichts ihrer rein
technischen Natur sollte das Beratungsverfahren fir den Erlass von Durchfithrungsrechtsakten in Bezug auf die
Modalitdten fiir die Unterrichtung der Kommission im Rahmen der Programmplanung und Berichterstattung
angewendet werden.

(58)  Da dasZiel die Ziele der vorliegenden Verordnung, aamentlich-ein ndmlich einen Beitrag zu einer mehr Solidaritit
zwischen den Mitgliedstaaten und zur wirksamen Steuerung der Migrationsstrome #-der UniontmEinklang it
sowie zur Umsetzung, Stirkung und Weiterentwicklung der gemeinsamen iti i i
Schutzes Politik in den Bereichen Asyl, subsididrer Schutz und voriibergehender Schutz und der gemeinsamen
Einwanderungspolitik zu leisten, von den Mitgliedstaaten allein nicht ausreichend verwirklicht werden kann und
daher besser auf Unionsebene zu erreichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags tiber
die Europiische Union niedergelegten Subsidiarititsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der VerhaltnismifSigkeit geht diese Verordnung nicht iiber das fur die Erreichung dieses Ziels
erforderliche Maf hinaus. [Abind. 61]

(59)  Gemifs Artikel 3 des dem Vertrag iiber die Europdische Union und dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der
Européischen Union beigefiigten Protokolls tiber die Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands hinsichtlich
des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und unbeschadet des Artikels 4 dieses Protokolls [beteiligt sich
Irland nicht an der Annahme dieser Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer
Anwendung verpflichtet | hat Irland mitgeteilt, dass es sich an der Annahme und Anwendung dieser Verordnung
beteiligen will].

(60)  Gemaf$ den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag tiber die Europdische Union und dem Vertrag iiber die Arbeitsweise
der Europdischen Union beigeftigten Protokolls Nr. 22 iiber die Position Didnemarks beteiligt sich Danemark nicht an
der Annahme dieser Verordnung und ist weder durch sie gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet.

(61)  Es ist sachgerecht, die Geltungsdauer dieser Verordnung an die Geltungsdauer der Verordnung (EU, Euratom)
...[2021 des Rates [Verordnung iiber den mehrjihrigen Finanzrahmen] anzupassen —

(¥)  Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

(1) Mit dieser Verordnung wird der Asyl-, Migrations- und Migrationsfonds Integrationsfonds (im Folgenden der
,Fonds*) eingerichtet. [Abidnd. 62]

(2)  Diese Verordnung legt die Ziele des Fonds fest, die Mittelausstattung fiir den Zeitraum 2021 bis 2027, die Formen
der Unionsfinanzierung und die Finanzierungsbestimmungen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen
Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) ,Person, die internationalen Schutz beantragt hat,“ einen Antragsteller im Sinne des Artikels 2 Nummerfx} Buchstabe ¢

er Verordaung(EY)——{AsylverfahrensverordnungHy Richtlinie 2013/32/EU; [Abind. 63]

b) ,Person, der internationaler Schutz zuerkannt wwurde wurde“ eine Person im Sinne des Artikels {2} Nummer—2 2
Buchstabe b der Verordnuns(EU)——fAnerkennungsverordaungH2) Richtlinie 2011/95/EU; [Abind. 64]

¢) ,Mischfinanzierungsmafnahme” eine aus dem Unionshaushalt unterstiitzte Malnahme, einschliefSlich von Manahmen
im Rahmen der Mischfinanzierungsfazilititen nach Artikel 2 Nummer 6 der Haushaltsordnung, die nicht riickzahlbare
Formen der Unterstiitzung oder Finanzierungsinstrumente aus dem Unionshaushalt mit riickzahlbaren Formen der
Unterstiitzung von Entwicklungsfinanzierungs- oder anderen offentlichen Finanzierungsinstitutionen sowie von
kommerziellen Finanzinstituten und Investoren kombinieren;

d) ,Familienangehorige” Drittstaatsangehorige im Sinne des Unionsrechts, das fir den aus dem Fonds unterstiitzten
Politikbereich relevant ist;

e) %u#ﬁahme—&as—lmmaﬂﬁafeﬂ—%mdeﬂ— ,,humamtare Regelung“ dle Aufnahme ﬂﬁ—Smﬁe—des—Amkels—[—zﬂ—def
dnung niensrahmen ahme-aush iren ¢ — nach, sofern
von einem Mttgltedstaat gefordert der Ubermtttlung von Dosswrs durch das UNHCR oder ein anderes relevantes
internationales Gremium — von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen, denen internationaler Schutz oder ein
humanitdrer Status nach nationalem Recht zuerkannt wurde, der mit Rechten und Pflichten entsprechend den in
den Artikeln 20 bis 32 und in Artikel 34 der Richtlinie 2011/95/EU fiir Personen mit subsididrem Schutzstatus
festgelegten Rechten und Pflichten verbunden ist, aus einem Drittstaat, in den sie vertrieben wurden, in das
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten; [Abind. 65]

f) ,Abschiebung” die Abschiebung im Sinne des Artikels 3 Nummer 5 der Richtlinie 2008/115/EG;

g) ,Neuansiedlung” die Neua e der—Verordntne—(Ed)—f—fUnionsrahmen—
i Aufnahme — nach der Ubermittlung von Dossiers durch
das Amt des Hohen Fliichtlingskommissars der Vereinten Nationen (im Folgenden ,UNHCR“) — von
Drittstaatsangehérigen oder Staatenlosen, denen internationaler Schutz zuerkannt wurde und die im Einklang
mit dem Recht der EU und der Mitgliedstaaten Zugang zu einer dauerhaften Losung haben, aus einem Drittstaat, in
den sie vertrieben wurden, in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten; [Abind. 66]

BBE
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h) ,Riickkehr* die Riickkehr im Sinne des Artikels 3 Nummer 3 der Richtlinie 2008/115/EG;

i) ,Drittstaatsangehoriger” jede Person, die nicht Unionsbiirger im Sinne des Artikels 20 Absatz 1 AEUV ist; der Verweis
auf Drittstaatsangehorige schlieft Staatenlose und Personen mit unbestimmter Staatsangehorigkeit ein;

j) .schutzbediirftige Person” eine schutzbediirftige Person im Sinne des Unionsrechts, das fiir den aus dem Fonds
unterstiitzten Politikbereich relevant ist.

ja) ,unbegleiteter Minderjihriger” einen Minderjihrigen, der ohne Begleitung eines fiir ihn nach dem Recht oder den
Gepflogenheiten des betreffenden Mitgliedstaats verantwortlichen Erwachsenen im Hoheitsgebiet der Mit-
gliedstaaten ankommt, solange er sich nicht tatsichlich in der Obhut eines solchen Erwachsenen befindet; dies
schliefst Minderjihrige ein, die nach der Einreise in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten dort ohne Begleitung
zuriickgelassen wurden. [Abind. 67]

Artikel 3
Ziele des Fonds

(1)  Das politische Ziel des Fonds besteht darin, im Einklang mit dem Besitzstand Grundsatz der Solidaritit und der
gerechten Aufteilung der Union-imBereich-Asylund-Migration Verantwortlichkeiten zur Durchfiihrung, Konsohdterung
und im-Finklang - mit—den— Grundrechisverpflichtungen Wetterentwwklung samtlicher Aspekte der gemeinsamen
europdischen Asylpolitik nach Artikel 78 AEUV und der gemeinsamen europdischen Emwanderungspohttk nach
Artikel 79 AEUV beizutragen und dabei die vilkerrechtlichen Verpﬂtchtungen der Union

und ihrer Mttghedstaaten und die in der Charta der Grundrechte der Europdischen
Union verankerten Grundrechte und Grundsitze in vollem Umfang zu wahren. [Abind. 68]

(2)  Im Rahmen des in Absatz 1 genannten politischen Ziels leistet der Fonds einen Beitrag zu folgenden spezifischen
Zielen:

a) Stiarkung und Weiterentwicklung aller Aspekte des Gemeinsamen Europiischen Asylsystems, einschlieflich seiner
externen Dimension;

b) Hn{efstu&uﬂg Starkung und Wetterenthcklung der Maﬂnahmen im Beretch der legalen Migration in—die
Mitglied : hliefli ¢ e a-y érigen auf europdischer und nationaler
Ebene entsprechend der w1rtschaftltchen und sozmlen Erfordermsse der Mttgltedstaaten [Abind. 69]

¢) Beitrag zur Bekidmpfung Forderung der irreguldrenMigration effektiven Integration und zur-Gewihtleistung—einer
effekiivenRitekkehr—und Ritekitbernahme—in Drittstaaten sozialen Eingliederung von Drittstaatsangehérigen in
Erginzung zu anderen Unions-Fonds. [Abind. 70]

ca) Beitrag zur Bekimpfung der irreguliren Migration und zur Gewihrleistung einer effektiven, sicheren und
wiirdevollen Riickkehr, Riickiibernahme und Wiedereingliederung in Drittstaaten; [Abind. 71]

cb) Gewiihrleistung der Solidaritit und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten,
insbesondere in Bezug auf die am meisten von Migrationsproblemen betroffenen Mitgliedstaaten, unter anderem
durch praktische Zusammenarbeit. [Abind. 72]

(3)  Der Fonds tragt im Wege der in Anhang II aufgefithrten Durchfilhrungsmaffnahmen zu den in Absatz 2 genannten
spezifischen Zielen bei.

Artikel 3a
Partnerschaft

Fiir die Zwecke dieses Fonds umfassen Partnerschaften zumindest die lokalen und regionalen Behirden oder deren
Vertretungsorganisationen, einschligige internationale Organisationen, Nichtregierungsorganisationen — insbesondere
Fliichtlings- und Migrantenorganisationen —, nationale Menschenrechtsinstitutionen und Gleichstellungsstellen sowie
die Wirtschafts- und Sozialpartner.

Die Partner werden auf sinnvolle Weise in die Vorbereitung, die Durchfiihrung, die Uberwachung und die Evaluierung
der Programme eingebunden. [Abind. 73]
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Artikel 4

Gegenstand der Unterstiitzung

(1)  Aus dem Fonds werden im Rehmen Emklang mit den Durchfiihrungsmafinahmen in Anhang I Maﬁnahmen
unterstiitzt, mit denen zur Verwirklichung der in Artikel 3 genannten Ziele beigetragen wird und i

die in Anhang Il aufgefithrten aufgefuhrt sind. Der Kommission
wird die Befugnis iibertragen, gemaﬁ Artikel 32 delegierte Rechtsakte zur Anderung der in Anhang IIl genannten
Mafinahmen wunterstiitzt, die fiir eine Unterstiitzung aus dem Fonds in Betracht kommen, zu erlassen. [Abind. 74]

() Zur Verwirklichung der Ziele-dieserVerordnung in Artikel 3 genannten Ziele konnen aus dem Fonds imEinklang
mit—den in Ausnahmefillen, innerhalb festgelegter Grenzen und unter der Voraussetzung, dass angemessene
Sicherheitsvorkehrungen getroffen werden, die in Anhang 11l aufgefithrtenPriorititen-der Uniort genannten Mafinahmen
gegebenenfalls mit Bezug zu Drittstaaten oder in Drittstaaten gemaf8 den Artikeln 5 und 6 unterstiitzt werden. [Abdnd. 75]

(2a)  Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 16 liegt der Gesamtbetrag der im Rahmen der Thematischen
Fazilitit gemifS Artikel 9 fiir die Unterstiitzung von Mafnahmen in oder mit Bezug zu Drittstaaten bereitgestellten
Mittel bei hochstens 5 % des Gesamtbetrags der Mittel, die gemiifS Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b der Thematischen
Fazilitit zugewiesen werden. [Abind. 76]

(2b)  Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 16 liegt der Gesamtbetrag der im Rahmen der Programme der
Mitgliedstaaten gemdfS Artikel 13 fiir die Unterstiitzung von Mafinahmen in oder mit Bezug zu Drittstaaten
bereitgestellten Mittel je Mitgliedstaat bei hichstens 5 % des Gesamtbetrags der Mittel, die gemifS Artikel 8 Absatz 2
Buchstabe a, Artikel 11 Absatz 1 sowie Anhang I dem betreffenden Mitgliedstaat zugewiesen werden. [Abind. 77]

(2c)  Die gemdfS diesem Absatz unterstiitzten Mafnahmen miissen mit den MafSnahmen, die durch die externen
Finanzierungsinstrumente der Union unterstiitzt werden, und mit den Grundsitzen und allgemeinen Zielen des
auswirtigen Handelns der Union voll und ganz im Einklang stehen. [Abind. 78]

(3)  Mit dieser Verordnung werden Mafinahmen unterstiitzt, die sich auf eine oder mehrere Zielgruppen im Sinne der
Artikel 78 und 79 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union konzentrieren.

Artikel 4a

Gleichstellung der Geschlechter und Diskriminierungsverbot

Geschlechter sowie die Beriicksichtigung von Gleichstellungfragen integrale Bestandteile der einzelnen Phasen der
Durchfiihrung des Fonds sind und in diesen Phasen gefordert werden. Die Kommission und die Mitgliedstaaten treffen
alle erforderlichen MafSnahmen gegen jede Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der
ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder Weltanschauung, der
politischen oder sonstigen Uberzeugungen, der Zugehorigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermagens, der
Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung beim Zugang zum Fonds und in den
verschiedenen Phasen der Durchfiihrung des Fonds. [Abind. 79]

Artikel 5

Mit dem Fonds assoziierte Drittstaaten

Der Fonds steht Schengen-assoziierten Drittstaaten nach Maflgabe der Bedingungen offen, die in einem gemdfS
Arttkel 218 AEUV anzunehmenden besonderen Abkommen {iiber die Teilnahme des jeweiligen Drittstaats an dem Asyl-
und-Migra sereg Bedingungen-offen Fonds geregelt sind, sofern das Abkommen [Abind. 80]

— ein ausgewogenes Verhiltnis zwischen den Beitrdgen und dem Nutzen der Teilnahme des Drittstaats an dem Fonds
gewihrleistet;

— die Bedingungen fiir die Teilnahme an dem Fonds regelt, einschlieflich der Berechnung der finanziellen Beitrige zu dem
Fonds und zu den Verwaltungskosten. Diese Betrige gelten als zweckgebundene Einnahmen gemifl Artikel [21
Absatz 5] der Haushaltsordnung;
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— dem Drittstaat keine Entscheidungsbefugnis in Bezug auf den Fonds einrdumt;

— die Rechte der Union, eine wirtschaftliche Haushaltsfihrung sicherzustellen und ihre finanziellen Interessen zu
schiitzen, garantiert.

Bei der Ausarbeitung des in diesem Artikel genannten besonderen Abkommens, insbesondere im Zusammenhang mit
den Grundrechtsaspekten des Abkommens, konsultiert die Kommission die Agentur der Europdischen Union fiir
Grundrechte. [Abind. 81]

Artikel 6
Forderfahige Stellen

(1)  Forderfahig sind:

a) Rechtstrdger mit Sitz in einem der folgenden Lander:
1. einem Mitgliedstaat oder einem mit ihm verbundenen iiberseeischen Land oder Gebiet;
2. mit dem Fonds assoziierte Drittstaaten;

3. einem im Arbeitsprogramm aufgefithrten Drittstaat nach den dort genannten Bedingungen und unter der
Voraussetzung, dass bei allen MafSnahmen in oder in Bezug auf diesen Drittstaat die in der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union verankerten Rechte und Grundsitze sowie die internationalen
Verpflichtungen der Union und der Mitgliedstaaten in vollem Umfang geachtet werden; [Abind. 82]

b) nach Unionsrecht gegriindete Rechtstriger oder einschligige internationale Organisationen. [Abidnd. 83]

(2)  Natiirliche Personen sind nicht forderfahig.

+ [Ab

)

iehi ind. 84]
(4)  Rechtstrdger, die an Konsortien mit mindestens zwei unabhingigen Stellen beteiligt sind, welche in verschiedenen
Mitgliedstaaten oder mit ihnen verbundenen iiberseeischen Lindern und Gebieten oder in Drittstaaten ihren Sitz haben,

sind forderfahig, wenn dies zur Erreichung der in Artikel 3 dieser Verordnung aufgefiihrten Ziele des Fonds beitrigt.
[Abind. 85]

KAPITEL II
FINANZ- UND DURCHFUHRUNGSRAHMEN

ABSCHNITT 1
GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

Artikel 7

Allgemeine Grundsitze

(1)  Die im Rahmen dieser Verordnung geleistete Unterstiitzung erganzt Interventionen auf nationaler, regionaler und
lokaler Ebene und ist darauf ausgerichtet, einen europdischen Mehrwert in Bezug auf die Ziele dieser Verordnung zu
bewirken. [Abidnd. 86]

(2)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die auf der Grundlage dieser Verordnung und von den
Mitgliedstaaten geleistete Unterstiitzung mit den entsprechenden Titigkeiten, Politiken und Priorititen der Union im
Einklang steht und nationale Instrumente und die anderen Instrumente und Mafnahmen der Union erginzt, die aus
anderen Unionsfonds finanziert werden, insbesondere aus den Strukturfonds und aus den Finanzierungsinstrumenten
fiir das auswirtige Handeln der Union, erginzt und mit diesen abgestimmt wird. [Abind. 87]

(3)  Der Fonds wird in geteilter, direkter oder indirekter Mittelverwaltung gemif Artikel [62 Absatz 1 Buchstaben a, b
oder c] der Haushaltsordnung durchgefiihrt.
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Artikel 8

Mittelausstattung

(1)  Die Finanzausstattung fur die Durchfithrung des Fonds fiir den Zeitraum 2021-2027 betrdgt 9 204 957 000 EUR zu
Preisen von 2018 (10 415 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen). [Abind. 88]

(2)  Die Finanzausstattung wird wie folgt eingesetzt:

a) 5522974200 EUR zu Preisen von 2018 (6249 000000 EUR zu jeweiligen Preisen) werden den in geteilter
Mittelverwaltung durchgefiihrten Programmen zugewiesen. [Abdnd. 89]

b) 3681982800 EUR zu Preisen von 2018 (4166 000000 EUR zu jeweiligen Preisen) werden der Thematischen
Fazilitit zugewiesen. [Abédnd. 90]

(3)  Bis zu 0,42 % der Finanzausstattung werden der—teehnischenHilfe auf Initiative der Kommission gemafArtikel 29
der Verordaung{(EU)—/—{Dachverordnung] technischen Hilfe zugewiesen. [Abdnd. 91]

Artikel 9

Allgemeine Bestimmungen zur Durchfithrung der Thematischen Fazilitat

(1)  Die Finanzausstattung gemafd Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b wird mittels der Thematischen Fazilitit im Wege der
geteilten, direkten oder indirekten Mittelverwaltung, wie in den Arbeitsprogrammen vorgesehen, flexibel zugewiesen. Aus
der Thematischen Fazilitit werden die folgenden Komponenten finanziert:

a) spezifische Mafnahmen,
b) Unionsmafinahmen,

¢) Soforthilfe,

d) Neuansiedlung,

e) Unterstiitzung der Mitgliedstaaten einschliefllich lokaler und regionaler Behorden sowie internationaler und
nichtstaatlicher Organisationen, die einen Beitrag zu den Solidarititsmanahmen leisten, und [Abdnd. 92]

f) Europdisches Migrationsnetzwerk.

Die Finanzausstattung der Thematischen Fazilitit wird auch zur Unterstiitzung von technischer Hilfe auf Initiative der
Kommission eingesetzt.

(2)  Aus der Thematischen Fazilitit werden entsprechend den vereinbarten Unionspriorititen nach Anhang II sowie iiber
die forderfihigen MafSnahmen in Anhang III Priorititen mit einem hohen Mehrwert fiir die Union oder dringende
Erfordernisse finanziert. Die Kommission stellt sicher, dass bei der Vorbereitung, Durchfiihrung, Uberwachung und
Bewertung der Arbeitsprogramme regelmifSige Kontakte zu Organisationen der Zivilgesellschaft gepflegt werden.

Mindestens 20 % der Mittel aus der Thematischen Fazilitit werden fiir das spezifische Ziel gemifS Artikel 3 Absatz 2
Buchstabe a bereitgestellt.

Mindestens 10 % der Mittel aus der Thematischen Fazilitit werden fiir das spezifische Ziel gemifS Artikel 3 Absatz 2
Unterabsatz 1 Buchstabe b bereitgestellt.

Mindestens 10 % der Mittel aus der Thematischen Fazilitit werden fiir das spezifische Ziel gemdf$ Artikel 3 Absatz 2
Unterabsatz 1 Buchstabe c bereitgestellt.

Mindestens 10 % der Mittel aus der Thematischen Fazilitit werden fiir das spezifische Ziel gemifS Artikel 3 Absatz 2
Unterabsatz 1 Buchstabe ca bereitgestellt. [Abind. 93]
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(3)  Werden die Mittel aus der Thematischen Fazilitit den Mitgliedstaaten im Wege der direkten oder indirekten
Mittelverwaltung gewihrt, ist-sicherzusteHen—dass-die-ausgewihlenProjektenicht-Gegenstand so werden Projekten keine
Mittel zur Verfiigung gestellt, wenn aufgrund ciner mit Griinden versehenen Stellungnahme der Kommission in Bezug auf
eine Vertragsverletzung nach Artikel 258 AEUV sind; eindeutige Nachweise dafiir vorliegen, dass die RechtmiifSigkeit
dieser Projekte, dic RechtmifSigkeit und Ordnungsmifigkeit der Ausgaben Finanzierung oder die Leistung der Projekte
gefahrdet infrage gestellt wiirden. [Abind. 94]

(4)  Werden die Mlttel aus der Themat1schen Faz1htat 1m Wege der geteﬂten Mlttelverwaltung ausgefuhrt pﬂt& stellt d1e
Kommission im a—Artike A Ay G

stcher, dass keme Mtttel fur Pro;ekte zur Verﬁlgung gestellt werden wenn
aufgrund einer mit Griinden versehenen Stellungnahme der Kommission in Bezug auf eine Vertragsverletzung nach
Artikel 258 AEUV sind; eindeutige Nachweise dafiir vorliegen, dass dic Rechtmdifligkeit dieser Projekte, dic
Rechtmifigkeit und Ordnungsmifigkeit der Ausgaben Finanzierung oder die Leistung der Projekte gefihrdet infrage
gestellt wiirden. [Abind. 95]

(5) Die Kommission legt den Gesamtbetrag fest, der fur die Thematische Fazilitit aus den jahrlichen Mitteln des
Unionshaushalts zur Verfiigung gestellt wird. Die Kommission nimmt Fm-aﬁ-z-xemﬂgsbeseh}usse—ﬁ-aeh gemafS Artikel 16}
derHaushaltsordnung 32 delegierte Rechtsakte an, in denen Arbeitsprogramme fiir die Thematische Fazilitit an festgelegt
werden, bestimmt die zu unterstutzenden Zlele und Ma@nahmen und legt dle Betrige fur dle emzelnen Komponenten
gemdfd Absatz 1 fest. e : er-Misehfinanzierungsm Rsgesam

vefbeh-a}feﬂe—l%et-mg—&&sgeweseﬁ Die Arbettsprogmmme werden offenthch zuganghch gemacht [Aband 96]

(6)  Aus der Thematischen Fazilitit werden insbesondere Maffnahmen im Rahmen der in Anhang II Nummer 2
Buchstabe b genannten Durchfithrungsmafinahme unterstiitzt, die von lokalen und regionalen Behérden oder
Organisationen der Zivilgesellschaft durchgefithrt werden. In diesem Zusammenhang werden mindestens 5% der
Finanzausstattung der Thematischen Fazilitit im Wege der direkten oder indirekten Mittelverwaltung lokalen und
regionalen Behorden gewihrt, die IntegrationsmafSnahmen durchfiihren. [Abind. 97]

(7)  Nach Annahme einesFinanzierungsbesehlusses der Arbeitsprogramme gemifl Absatz 5 kann die Kommission die in
geteilter Mittelverwaltung durchgefithrten Programme entsprechend dndern. [Abédnd. 98]

(8)  Die Hinanzierungsbeschitisse Arbeitsprogramme konnen fiir ein oder mehrere Jahre gelten und eine oder mehrere
Komponenten der Thematischen Fazilitit abdecken. [Abind. 99]

ABSCHNITT 2
UNTERSTUTZUNG UND DURCHFUHRUNG IN GETEILTER MITTELVERWALTUNG

Artikel 10

Anwendungsbereich

(1)  Dieser Abschnitt gilt fiir den in Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a genannten Teil der Finanzausstattung und fur die
zusitzlichen Mittel, die nach Mafsgabe des Kommissionsbeschlusses iiber die Thematische Fazilitit gemafl Artikel 9 in
geteilter Mittelverwaltung eingesetzt werden.

(2)  Die Unterstiitzung nach Mafgabe dieses Abschnitts erfolgt in geteilter Mittelverwaltung gemaff Artikel [63] der
Haushaltsordnung und der—Vererdnung B ——— des Rahmens fiir die Festlegung gemeinsamer
Finanzvorschriften fiir mehrere Unions-Fonds, darunter auch fiir den AMIF. [Abind. 100]

Artikel 11

Haushaltsmittel

(1)  Diein Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a genannten Mittel (Richtbetrige) werden den von den Mitgliedstaaten in geteilter
Mittelverwaltung durchgefithrten nationalen Programmen (im Folgenden ,Programme®) wie folgt zugewiesen:

a) 5207500000 EUR den Mitgliedstaaten nach Anhang I;

b) 1041500 EUR den Mitgliedstaaten zur Anpassung der Mittelzuweisungen fir die Programme gemifl Artikel 14
Absatz 1.
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(2)  Wird der in Absatz 1 Buchstabe b genannte Betrag nicht zugewiesen, so kann der verbleibende Betrag zu dem in
Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b genannten Betrag addiert werden.

Artikel 12

Kofinanzierungssatze

(1)  Der Beitrag aus dem Unionshaushalt belduft sich auf hochstens 75 % der forderfahigen Gesamtausgaben eines
Projekts. Die Mitgliedstaaten sind angehalten, Kofinanzierungsmittel fiir Titigkeiten bereitzustellen, die aus dem Fonds
unterstiitzt werden. [Abind. 101]

(2)  Fir im Rahmen von spezifischen Manahmen durchgefiihrte Projekte kann der Beitrag aus dem Unionshaushalt auf
90 % der forderfihigen Gesamtausgaben angehoben werden.

(3)  Fiir in Anhang IV aufgefithrte Mafnahmen kans wird der Beitrag aus dem Unionshaushalt auf mindestens 80 %
erhoht und kann auf 90 % der forderfihigen Gesamtausgaben angehoben werden. [Abind. 102]

(4)  Fur Betriebskostenunterstiitzung kann der Beitrag aus dem Unionshaushalt auf 100% der forderfihigen
Gesamtausgaben angehoben werden.

(5)  Fur Soforthilfe kann der Beitrag aus dem Unionshaushalt auf 100 % der forderfahigen Gesamtausgaben angehoben
werden.

(6) In dem Kommissionsbeschluss zur Genehmigung eines Programms werden der Kofinanzierungssatz und der
Hochstbetrag fiir die Unterstiitzung aus diesem Fonds fur die in den Absdtzen 1 bis 5 genannten Mafnahmenarten
festgelegt.

(7)  Fur jedes spezifische Ziel wird in dem Kommissionsbeschluss festgelegt, ob der Kofinanzierungssatz fir das
spezifische Ziel anzuwenden ist auf

a) den Gesamtbeitrag, einschlieflich des offentlichen und privaten Beitrags, oder
b) nur auf den offentlichen Beitrag.

Artikel 13

Programme

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt und die Kommission stellen sicher, dass die in seinem dem jeweiligen nationalen Programm
berticksichtigten Priorititen mit den Priorititen der Union und den Herausforderungen im Bereich Asyl- und
Migrationssteuerung im Einklang stehen, darauf eingehen und voll und ganz dem Besitzstand der Union in diesem
Bereich und sowie den wvereinbarten—Unionspriorititen internationalen Verpflichtungen der Union und der Mit-
gliedstaaten entsprechen, die sich aus ihrem Beitritt zu internationalen Instrumenten, insbesondere zum Uberein-
kommen iiber die Rechte des Kindes, ergeben. Die Mitgliedstaaten tragen bei der Festlegung der Priorititen ihrer
Programme daftr Sorge, dass die in Anhang II aufgefihrten Durchfihrungsmafinahmen angemessen beriicksichtigt
werden. In diesem Zusammenhang stellen die Mitgliedstaaten mindestens 20 % der ihnen zugewiesenen Mittel fiir das
spezifische Ziel gemifl Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a bereit.

Die Mitgliedstaaten stellen mindestens 10 % der ihnen zugewiesenen Mittel fiir die spezifischen Ziele gemif Artikel 3
Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b bereit.

Die Mitgliedstaaten stellen mindestens 10 % der ihnen zugewiesenen Mittel fiir die spezifischen Ziele gemifS Artikel 3
Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe c bereit.

Die Mitgliedstaaten stellen mindestens 10 % der ihnen zugewiesenen Mittel fiir das spezifische Ziel gemifS Artikel 3
Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe cb bereit. [Abind. 103]
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(1a)  Die Mitgliedstaaten stellen dariiber hinaus sicher, dass ihre Programme MafSnahmen beinhalten, die alle
spezifischen Ziele des Fonds gemdfS Artikel 3 Absatz 2 beriicksichtigen, und dass durch die Zuweisung der Mittel auf die
einzelnen Ziele gewdhrleistet ist, dass diese Ziele erreicht werden konnen. Bei der Bewertung der Programme der
Mitgliedstaaten stellt die Kommission sicher, dass keine Mittel fiir Projekte zur Verfiigung gestellt werden, wenn
aufgrund einer mit Griinden versehenen Stellungnahme der Kommission in Bezug auf eine Vertragsverletzungsklage
nach Artikel 258 AEUV eindeutige Nachweise dafiir vorliegen, dass die Rechtmiifligkeit dieser Projekte, die
RechtmiifSigkeit und Ordnungsmifligkeit der Finanzierung oder die Leistung der Projekte infrage gestellt wiirden.
[Abind. 104]

(2)  Die Kommission tragt dafiir Sorge, dass das Europdische Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen, die Asylagentur
Agentur der Europiischen Union fiir Grundrechte und die Europiische Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache in den
Bereichen, die in ihre Zustindigkeit fallen, frithzeitig in die Ausarbeitung der Programme einbezogen werden. Die
Kommission konsultiert die Europdische Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache und, die Asylagentur Agentur der
Europiischen Union fiir Grundrechte und das Europiische Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen zu den Entwiirfen der
Programme, um die Kohdrenz und die Komplementaritit der Mafinahmen der Agenturen und der Mitgliedstaaten zu
gewihrleisten. [Abind. 105]

(3) Die Kommission kann gegebenenfalls das Europdische Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen, die Asylagentur
Agentur der Europiischen Union #ad fiir Grundrechte, die Europiische Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache und das
UNHCR in die Uberwachungs- und Evaluierungsaufgaben nach Abschnitt 5 einbeziehen, insbesondere um sicherzustellen,
dass die mit Unterstiitzung aus dem Fonds durchgefithrten Mafnahmen mit dem Besitzstand der Union in diesem Bereich
und den vereinbarten Unionspriorititen im Einklang stehen. [Abind. 106]

(4)  Im Anschluss an ein jegliches Kontrollverfahren in-Eis i rlage

oder nach Annahme von Empfehlungen nach Maflgabe der Verordnung (EU) Nr 105 3/ 2013 d1e in den Anwendungs—
bereich dieser Verordnung fallen, priift der betreffende Mitgliedstaat gemeinsam mit der Kommission und gegebenenfalls
dem Europdischen Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen, der Asylagentur Agentur der Europidischen Union fiir
Grundrechte und der Europdischen Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache, wie auf die Ergebnisse, einschliefSlich
etwaiger Méngel oder Fragen der Kapazitit und Reaktionsfihigkeit, reagiert werden soll, und setzt die Empfehlungen im
Rahmen seines Programms um. [Abind. 107]

(5)  Erforderlichenfalls wird das betreffende Programm gedndert, um den Empfehlungen nach Absatz 4 sowie den
Fortschritten bei der Erreichung der Etappenziele und Zielwerte, die in den jihrlichen Leistungsberichten gemifS
Artikel 30 Absatz 2 Buchstabe a bewertet werden, Rechnung zu tragen. Je nach den Auswirkungen der Anpassung kann
das iiberarbeitete Programm von der Kommission genehmigt werden. [Abdnd. 108]

(6)  In Zusammenarbeit und in Absprache mit der Kommission und gegebenenfalls den betreffenden Agenturen, soweit
diese zustindig sind, konnen Mittel im Rahmen des Programms neu zugewiesen werden, um Empfehlungen nach Absatz 4,
die finanzielle Auswirkungen haben, nachzukommen.

(7)  Die Mitgliedstaaten verfolgen insbesondere die in Anhang IV aufgefilhrten Mafnahmen, die fur eine héhere
Kofinanzierung in Betracht kommen. Um auf unvorhergesehene oder neue Gegebenheiten reagieren zu konnen oder die
effektive Durchfithrung der Finanzierung sicherzustellen, wird der Kommission die Befugnis tibertragen, gemafd Artikel 32
delegierte Rechtsakte zur Anderung der in Anhang IV genannten Mafnahmen, die fiir eine hohere Kofinanzierung in
Betracht kommen, zu erlassen.

(7a)  In den nationalen Programmen kann vorgesehen werden, dass direkte Verwandte von Personen, die der in
Anhang III Nummer 3 Buchstabe a genannten Zielgruppe angehiren, in die MafSnahmen nach jenem Buchstaben ein-
bezogen werden, sofern dies fiir die effektive Durchfiihrung dieser MafSnahmen erforderlich ist. [Abind. 109]

(8)  Beschlieft ein Mitgliedstaat, Projekte mit oder in einem Drittstaat mit Unterstiitzung aus dem Fonds durchzufiihren,
so kensultiert holt er unbeschadet des Artikels 4 Absatz 2 Unterabsatz 2 vor Projektbeginn die Genehmigung der
Kommission ein. Die Kommission gewihrleistet die Komplementaritit und die Kohdrenz der geplanten Vorhaben mit
anderen Mafnahmen der Union und der Mitgliedstaaten, die in dem oder mit Bezug zu dem betreffenden Drittstaat
ergriffen werden, und priift, ob die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer 3 festgelegten Bedingungen erfiillt sind.
[Aband. 110]
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Rahmen )edes nattonalen Programms werden fur )edes spemﬁsche Ztel d1e Interventlonsarten in gemaﬁ der Tabelle 1 des
Anhangs VI festgelegt und es wird eine indikative Aufschliisselung der zugewiesenen Mittel nach Interventionsart oder
Unterstiitzungsbereich vorgenommen. [Abind. 111]

(9a)  Jeder Mitgliedstaat veroffentlicht sein Programm auf einer eigens einzurichtenden Website und iibermittelt es
dem Europdischen Parlament und dem Rat. Auf dieser Website werden die im Zusammenhang mit der Umsetzung des
Programms unterstiitzten MafSnahmen sowie die Begiinstigten angefiihrt. Sie wird regelmifSig, mindestens aber jeweils
zum Zeitpunkt der Veriffentlichung des jihrlichen Leistungsberichts gemdfS Artikel 30 aktualisiert. [Abind. 112]

Artikel 14

Halbzeitiiberpriifung

(-1) Die Programme werden einer Halbzeitiiberpriifung sowie gemifS Artikel 29 dieser Verordnung einer
Halbzeitevaluierung unterzogen. [Abind. 113]

(1)  imJahr Spdtestens Ende 2024 und nach Unterrichtung des Europiischen Parlaments weist die Kommission den
Zusatzbetrag nach Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b anhand der in Anhang I Nummer 1 Buchstabe b bis Nummer 5
genannten Kriterien den Programmen der betreffenden Mitgliedstaaten zu. Die Zuweisung gilt fiir den Zeitraum ab dem
Kalenderjahr 2025. [Abind. 114]

(2)  Sollten fur mindestens +8 30 % der ursprunghchen Mlttelausstattung eines Programms gema@ Artikel 11 Absatz 1
Buchstabe a keine Zahlungsantrige im—E : : heeeeerekios
eingegangen sein, so hat der betreffende Mltghedstaat fir sein Programm kelnen Anspruch auf zusatzhche Mlttel nach
Absatz 1. [Abind. 115]

(3)  Bei der Zuweisung der Mittel aus der Thematischen Fazilitit ab 2025 werden gegebenentfalls die Fortschritte bei der
Erreichung der Ziele des Leistungsrahmens aach—-Artikel{12}-der—Verordnung(EU)——{2021{Dachvererdaung} und
festgestellte Mingel bei der Durchfithrung beriicksichtigt. [Abdnd. 116]

Artikel 15
Spezifische Manahmen

(1)  Spezifische Maffnahmen sind transnationale oder nationale Projekte im Einklang mit den Zielen dieser Verordnung,
die einen europdiischen Mehrwert bewirken und fir die ein, mehrere oder alle Mitgliedstaaten zusitzliche Mittel fiir ihre
Programme erhalten konnen. [Abédnd. 117]

(2)  Zusitzlich zu ihrer nach Artikel 11 Absatz 1 berechneten Mittelzuweisung konnen die Mitgliedstaaten Mittel fiir
spezifische Maffnahmen erhalten, sofern solche Mittel im Programm entsprechend ausgewiesen werden und zur Umsetzung
der Ziele dieser Verordnung verwendet werden.

(3)  AuRer in hinreichend begriindeten Fillen, die von der Kommission durch eine Anderung des Programms genehmigt
werden, diirfen diese Mittel nicht fiir andere Mafnahmen des Programms verwendet werden.
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Artikel 16a

Mittel fiir eine Neuansiedlung und Aufnahme aus humanitiren Griinden

(1)  Alle zwei Jahre erhalten die Mitgliedstaaten neben der gemdfS Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a berechneten
Mittelzuweisung zusitzliche Mittel in Form eines Pauschalbetrags von 10000 EUR je durch Neuansiedlung
aufgenommener Person.

(2)  Alle zwei Jahre erhalten die Mitgliedstaaten neben der gemdfS Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a berechneten
Mittelzuweisung zusitzliche Mittel in Form eines Pauschalbetrags von 6 000 EUR je im Rahmen von humanitiren
Regelungen aufgenommener Person.

(3) Die Mitgliedstaaten konnen gegebenenfalls fiir Pauschalbetrige fiir Familienangehirige der in Absatz 1
genannten Personen in Frage kommen, damit die Einheit der Familie gewdihrleistet ist.

(4)  Die zusitzlichen Mittel nach den Absitzen 1 und 2 werden den Mitgliedstaaten alle zwei Jahre — erstmals in den
gesonderten Finanzierungsbeschliissen zur Genehmigung ihrer nationalen Programme und anschliefSend in
Finanzierungsbeschliissen, die den Beschliissen zur Genehmigung ihrer nationalen Programme beigefiigt werden —
zugewiesen.

(5)  Unter Beriicksichtigung der jeweiligen Inflationsraten, einschligiger Entwicklungen im Bereich der Neuan-
siedlung sowie von Faktoren, die den Einsatz des mit dem Pauschalbetrag verbundenen finanziellen Anreizes optimieren
konnen, und im Rahmen der verfiigbaren Mittel wird der Kommission die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte
gemifS Artikel 32 iibertragen, um den Pauschalbetrag nach den Absitzen 1 und 2 dieses Artikels gegebenenfalls
anzupassen. [Abind. 119]
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Artikel 17a
Mittel zur Unterstiitzung der Durchfiihrung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013

(1)  Der die Zustindigkeit priifende Mitgliedstaat erhdlt zusitzlich zu seiner nach MafSgabe des Artikels 11 Absatz 1
Buchstabe a dieser Verordnung berechneten Mittelzuweisung die Erstattung der Kosten fiir die Aufnahme einer Person,
die internationalen Schutz beantragt hat, ab dem Zeitpunkt, zu dem der Antrag gestellt wird, bis zur Uberstellung des
Antragstellers in den zustindigen Mitgliedstaat oder bis zur Ubernahme der Zustindigkeit fiir den Antragsteller durch
den die Zustindigkeit priifenden Mitgliedstaat gemdfS der Verordnung (EU) Nr. 604/2013.

(2) Der iiberstellende Mitgliedstaat erhilt zusitzlich zu seiner nach Mafgabe des Artikels 11 Absatz 1
Buchstabe a dieser Verordnung berechneten Mittelzuweisung die Erstattung der Kosten fiir die Uberstellung eines
Antragstellers oder anderer Personen nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben c und d der Verordnung (EU) Nr. 604/2013.

(3)  Jeder Mitgliedstaat erhilt zusitzlich zu seiner nach MafSgabe des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe a dieser
Verordnung berechneten Mittelzuweisung einen Pauschalbetrag von 10 000 EUR fiir jeden unbegleiteten Minderjih-
rigen, dem in dem betreffenden Mitgliedstaat internationaler Schutz gewihrt wird, sofern der Mitgliedstaat nicht gemdf3
Artikel 16 Absatz 1 Anspruch auf einen Pauschalbetrag fiir den betreffenden unbegleiteten Minderjihrigen hat.

(4)  Die Erstattung nach Mafigabe dieses Artikels erfolgt gemdfS Artikel 125 der Haushaltsordnung.

(5)  Die Erstattung nach MafSgabe von Absatz 2 wird den Mitgliedstaaten in ihren Programmen zugewiesen, sofern
die Person, fiir die die Erstattung gewdihrt wird, tatsichlich gemifS der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 in einen
Mitgliedstaat iiberstellt wurde. [Abind. 121]

Artikel 17b

Mittel fiir die Uberstellung von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben, oder von Personen, die
internationalen Schutz geniefSen

(1) Im Hinblick auf die Anwendung des Grundsatzes der Solidaritit und der gerechten Aufteilung der
Verantwortlichkeiten erhalten die Mitgliedstaaten zusitzlich zu der nach MafSgabe des Artikels 11 Absatz 1
Buchstabe a berechneten Mittelzuweisung zusdtzliche Mittel in Form eines Pauschalbetrags von 10 000 EUR fiir jede
aus einem anderen Mitgliedstaat iiberstellte Person, die internationalen Schutz beantragt hat oder internationalen
Schutz geniefSt.
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(2)  Die Mitgliedstaaten konnen gegebenenfalls fiir Pauschalbetrige fiir Familienangehorige der in Absatz 1
genannten Personen in Frage kommen, sofern diese Familienmitglieder gemifS dieser Verordnung iiberstellt worden sind.

(3)  Die zusitzlichen Mittel nach Absatz 1 werden den Mitgliedstaaten erstmals in den gesonderten Finanzierungs-
beschliissen zur Genehmigung ihrer nationalen Programme und anschliefSend in Finanzierungsbeschlﬁssen, die den
Beschliissen zur Genehmigung ihrer nationalen Programme beigefiigt werden, zugewiesen. AufSer in hinreichend
begriindeten Fillen, die von der Kommission durch eine Anderung des Programms genechmigt werden, diirfen diese
Mittel nicht fiir andere MafSnahmen des Programms verwendet werden.

(4)  Zur Verwirklichung der Ziele der Solidaritit und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den
Mitgliedstaaten gema_[g Artikel 80 AEUV und unter Beriicksichtigung der jeweiligen Inflationsraten, einschligiger
Entwicklungen im Bereich der Uberstellung von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben oder
internationalen Schutz geniefSen, von einem Mitgliedstaat in einen anderen sowie im Bereich von Neuansiedlungen
und sonstigen Ad-hoc-Aufnahmen aus humanitiren Griinden sowie von Faktoren, die den Einsatz des mit dem
Pauschalbetrag verbundenen finanziellen Anreizes optimieren kénnen, und im Rahmen der verfiigbaren Mittel wird der
Kommission die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemdfS Artikel 32 iibertragen, um den Pauschalbetrag nach
Absatz 1 dieses Artikels gegebenenfalls anzupassen. [Abind. 122]

Artikel 18

Betriebskostenunterstiitzung

(1)  Die Betriebskostenunterstiitzung ist Teil der Mittelzuweisung fiir einen Mitgliedstaat, der als Unterstiitzung fuir die
Behorden eingesetzt werden kann, die fiir die Aufgaben und Leistungen, die eine offentliche Dienstleistung fiir die Union
darstellen, zustindig sind.

(2)  Die Mitgliedstaaten konnen jeweils bis zu 10 % des aus dem Fonds fiir ihr Programm bereitgestellten Betrags
verwenden, um die Betriebskostenunterstiitzung im Rahmen der Ziele nach Artikel 3 Absatz 2 Buehstabena—und—e zu
finanzieren. [Abidnd. 123]

(3)  Die Mitgliedstaaten verwenden die Betriebskostenunterstiitzung im Einklang mit dem Besitzstand der Union im
Bereich Asyl und Ritekkehs Einwanderung und achten uneingeschrinkt die in der Charta der Grundrechte der
Europdischen Union verankerten Rechte und Grundsitze. [Abind. 124]

(4)  Die Mitgliedstaaten begriinden im Programm und in den jéhrlichen Leistungsberichten nach Artikel 30, wie sie die
Betriebskostenunterstiitzung verwendet haben, um die Ziele dieser Verordnung zu erreichen. Vor Genehmigung des
Programms bewertet die Kommission mit dem Europdischen Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen, der Asylagentur
Agentur der Europiischen Union fiir Grundrechte und der Europdischen Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache gemif
Artikel 13 die Ausgangslage in den Mitgliedstaaten, die ihre Absicht bekundet haben, Betriebskostenunterstiitzung in
Anspruch zu nehmen. Die Kommission beriicksichtigt dabei die von den betreffenden Mitgliedstaaten bereitgestellten
Informatlonen und gegebenenfal]s die Informat10nen d1e 51ch aus Kontrollverfahren

drung-iibe sentur-de hen al-und des Europdischen Unterstiitzungsbiiros fiir Asylfmgen
nach Maﬁgabe der Verordnung (EU) Nr 105 3/2013, dle in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, ergeben
haben. [Abind. 125]

(5)  Die Betriebskostenunterstiitzung ist auf die in Anhang VII festgelegten
Mafnahmen, die fiir eine Betriebskostenunterstiitzung in Betracht kommen, zu konzentrieren. [Abind. 126]

(6)  Um auf unvorhergesehene oder neue Gegebenheiten reagieren zu konnen oder die effektive Durchfihrung der
Finanzierung sicherzustellen, wird der Kommission die Befugnis {ibertragen, gemaf} Artikel 32 delegierte Rechtsakte zur
Anderung der in Anhang VII genannten spezifischen—Aufgaben—und—Lteistungen Mafnahmen, die fiir eine
Betriebskostenunterstiitzung in Betracht kommen, zu erlassen. [Abind. 127]
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ABSCHNITT 3
UNTERSTUTZUNG UND DURCHFUHRUNG IM WEGE DER DIREKTEN UND INDIREKTEN MITTELVERWALTUNG

Artikel 19

Anwendungsbereich

Die Unterstiitzung im Rahmen dieses Abschnitts erfolgt entweder direkt durch die Kommission im Einklang mit Artikel 62
Absatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung oder indirekt im Einklang mit Buchstabe ¢ des genannten Artikels.

Artikel 20

Unionsmafinahmen

(1) Unionsmafinahmen sind transnationale Projekte oder Projekte von besonderem Interesse fiir die Union, die im
Einklang mit den Zielen dieser Verordnung durchgefithrt werden.

(2)  Auf Initiative der Kommission kann der Fonds verwendet werden, um im Einklang mit Anhang III
Unionsmafnahmen zu finanzieren, die die in Artikel 3 genannten Ziele dieser Verordnung betreffen.

(3)  Im Rahmen von Unionsmafinahmen konnen Mittel in allen in der Haushaltsordnung vorgesehenen Formen zur
Verfiigung gestellt werden, insbesondere als Finanzhilfen, Preisgelder und Auftragsvergabe. Ferner sind Finanzierungen in
Form von Finanzierungsinstrumenten mit Mischfinanzierungsmafinahmen mdoglich.

(4)  In direkter und indirekter Mittelverwaltung geleistete Finanzhilfen werden nach Mafgabe des [Titels VIII] der
Haushaltsordnung gewihrt und verwaltet. [Abind. 128]

(4a)  Die Kommission gewihrleistet bei der Verteilung der Mittel auf die Ziele nach Artikel 3 Absatz 2 Flexibilitit,
Fairness und Transparenz. [Abind. 129]

(5)  Der Bewertungsausschuss, der die Vorschldge bewertet, kann sich aus externen Sachverstindigen zusammensetzen.

(6)  Beitrage zu einem auf Gegenseitigkeit beruhenden Versicherungsmechanismus koénnen das Risiko abdecken, das mit
der Einziehung von Empfingern geschuldeten Mltteln verbunden ist, und gelten als ausrelchende Slcherheltslelstung im
Sinne der Haushaltsordnung. Es—¢ o—E - gev . ;

erdaung}: [Abind. 130]

Artikel 21

Europdisches Migrationsnetzwerk

(1)  Aus dem Fonds wird das Europdische Migrationsnetzwerk unterstiitzt, wobei die fir seine Tatigkeiten und seine
kiinftige Entwicklung erforderliche finanzielle Unterstiitzung bereitgestellt wird.

(2)  Die Mittel, die dem Europdischen Migrationsnetzwerk auf der Grundlage der jahrlichen Mittelzuweisungen an den
Fonds zur Verfiigung stehen, und das Arbeitsprogramm, in dem die Priorititen seiner Tatigkeit festgelegt sind, werden von
der Kommission nach Zustimmung des Lenkungsausschusses gemifl Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe a der Entscheidung
2008/381[EG (in der gednderten Fassung) festgelegt. Der Beschluss der Kommission gilt als Finanzierungsbeschluss im
Sinne des-Artikels {110} der Haushaltsordnung. Um sicherzustellen, dass die Mittel rechtzeitig zur Verfiigung stehen, kann
die Kommission das Arbeitsprogramm des Europdischen Migrationsnetzwerks in einem gesonderten Finanzierungs-
beschluss annehmen. [Abind. 131]

(3) Die finanzielle Unterstiitzung der Titigkeiten des Europdischen Migrationsnetzwerks erfolgt in Form von
Finanzhilfen an die nationalen Kontaktstellen nach Artikel 3 der Entscheidung 2008/381/EG und gegebenenfalls durch
Vergabe von Auftrigen im Einklang mit der Haushaltsordnung.



21.1.2021 Amtsblatt der Europdischen Union C 23/381

Mittwoch, 13. Mirz 2019

Artikel 21a
Anderung der Entscheidung 2008/381/EG

In Artikel 5 Absatz 5 der Entscheidung 2008/381/EG wird der folgende Buchstabe angefiigt:

»da) fungieren sie als Kontaktstellen fiir potenzielle Anspruchsberechtigte in Bezug auf Mittel im Rahmen der
Verordnung iiber den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds und bieten sie unparteiische Beratung, praktische
Informationen und Unterstiitzung zu allen Aspekten des Fonds, auch zu Antrigen auf finanzielle Unterstiitzung
im Rahmen des entsprechenden nationalen Programms oder der Thematischen Fazilitit.“ [Abind. 132]

Artikel 22

Mischfinanzierungsmaffnahmen

Mischfinanzierungsmafinahmen im Rahmen dieses Fonds gemdf§ Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe ¢ werden im Einklang mit
der [InvestEU-Verordnung] und Titel X der Haushaltsordnung durchgefiithrt. [Abidnd. 133]

Artikel 23

Technische Hilfe auf Initiative der Kommission

Aus dem Fonds kénnen Mafnahmen der technischen Hilfe auf Initiative oder im Auftrag der Kommission gefordert werden.
Diese Mafnahmen konnen zu 100 % finanziert werden.

Artikel 24

Priifungen

Die Ergebnisse der Priifungen der Verwendung des Unionsbeitrags, die von Personen oder Stellen — was auch solche
einschlieft, die nicht im Auftrag von Organen oder Einrichtungen der Union titig sind — durchgefiihrt werden, bilden die
Grundlage fiir die Feststellung der allgemeinen Zuverldssigkeit gemifl Artikel 127 der Verordnung (EU) [Verordnung tiber
die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union].

Artikel 25

Information, Kommunikation und Offentlichkeitsarbeit

(1)  Die Empfinger von Unionsmitteln tachern fordern die MafSnahmen und deren Heskunft Ergebnisse durch
koharente, wirksame und verhéltnismalige-gezielte aussagekmftlge Information verschiedener relevanter Zielgruppen,
darunter die Medien und die Offentlichkeit, bekannt—und in den jeweiligen Sprachen. Um fiir die Sichtbarkeit der
Unionsforderung zu sorgen, weisen die Empfinger von Unionsmitteln auf deren Herkunft hin, wann immer sie iiber die
Maﬁnahmen mformteren Zu dtesem Zweck stellen dte Empfanger sicher, dass alle Mtttetlungen, dle Uﬁmﬂ&fefdefuﬂg

dere-im-Rahe § § § rissert sich
an dte Medien und dte Offentltchkett rtchten, das Emblem der Umon aufwetsen und in thnen ausdruckhch auf die
finanzielle Unterstiitzung der Union hingewiesen wird. [Abind. 134]

(2)  Die Kommission fithrt Manahmen zur Information und Kommunikation iiber den Fonds, die diesbeziiglichen
Mafdnahmen und die Ergebnisse durch, um ein méglichst breites Publikum zu erreichen. Insbesondere veriffentlicht die
Kommission Informationen iiber die Entwicklung der jihrlichen und mehrjihrigen Programme der Thematischen
Fazilitit. Die Kommission verdffentlicht auch die Liste der MafSnahmen, die fiir eine Unterstiitzung im Rahmen der
Thematischen Fazilitit ausgewdhlt wurden, auf einer Gffentlich zuginglichen Website und aktualisiert diese Liste
mindestens alle drei Monate. Mit den dem Fonds zugewiesenen Mitteln wird auch die institutionelle Kommunikation iiber
die Umsetzung der politischen Priorititen der Union gefordert, insofern sie die Ziele dieser Verordnung betreffen.
Insbesondere kann die Kommission bewihrte Verfahren bei der Durchfiihrung des Instruments fordern und
entsprechende Informationen austauschen. [Abind. 135]
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(2a)  Die Kommission veroffentlicht die in Absatz 2 genannten Informationen in offenem, maschinenlesbarem
Format, wie in Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 2003/98/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (¥’) dargelegt;
dies ermoglicht es, Daten zu sortieren, zu suchen, zu extrahieren, zu vergleichen und weiterzuverwenden. Es muss
maoglich sein, die Daten nach Prioritit, spezifischem Ziel, forderfihigen Gesamtkosten der Mafnahmen, forderfihigen
Gesamtkosten der Vorhaben, Gesamtkosten der Verfahren zur Vergabe offentlicher Auftrige, Name des Begiinstigten
und Name des Auftragnehmers zu sortieren. [Abind. 136]

ABSCHNITT 4

UNTERSTUTZUNG UND DURCHFUHRUNG IM WEGE DER GETEILTEN, DIREKTEN UND INDIREKTEN MITTEL-
VERWALTUNG

Artikel 26
Soforthilfe

(1)  Aus—demFonds—wird Die Kommission kann beschliefSen, finanzielle Unterstiitzung gewéhrt zu gewdhren, um
dringenden spezifischen Erfordernissen in einer Notlage Rechnung tragen zu konnen, die auf einen oder mehrere der
folgenden Umstinde zuriickzufithren ist: [Abidnd. 137]

en-Mie einte er-mehreren-Mitelie en-auferund-eine vert einen unvorhergesehenen
massiven oder ubermaﬁlgen Zustroms Zustrom von Drlttstaatsangehorlgen in einem oder mehreren Mitgliedstaaten,
bei dem die Einrichtungen fiir die Aufnahme und Ingewahrsamnahme, die Systeme fiir den Schutz von Kindern und
die Asylsysteme und -verfahren sowie die Migrationssteuerungssysteme und -verfahren der Mitgliedstaaten kurzfristig
stark beansprucht werden; [Abind. 138]

aa) freiwillige Umsiedlung; [Abind. 139]
b) die Gewdhrung voriibergehenden Schutzes im Sinne der Richtlinie 2001/55/EG (3¥);

) starken—Migrationsdruck einen unvorhergesehenen massiven oder iibermifligen Zustrom von Personen in
Drittstaaten, unter anderem wenn schutzbediirftige Personen wegen politischer Entwicklungen, Konflikte oder
Kenflikte Naturkatastrophen — insbesondere wenn diese Auswirkungen auf die Migrationsstrome in die EU haben
konnten — gestrandet sind. [Abédnd. 140]

(1a)  Die gemif diesem Artikel in Drittlindern durchgefiihrten MafSnahmen stehen mit der humanitiren Politik der
Union im Einklang und erginzen sie gegebenenfalls; dabei werden die im Konsens iiber die humanitire Hilfe
niedergelegten humanitiren Grundsdtze beachtet. [Abind. 141]

(1b)  In den in Absatz 1 Buchstaben a, aa, b und c dieses Artikels beschriebenen Fillen informiert die Kommission
unverziiglich das Europdische Parlament und den Rat. [Abind. 142]

(2) Die Soforthilfe kann in Form von Finanzhilfen geleistet werden, die : dem
Europiischen Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen, dem UNHCR und lokalen und regionalen Stellen, die einem
unvorhergesehenen massiven oder iibermdfSigen Zustrom von Drittstaatsangehérigen ausgesetzt sind, gewihrt werden,
insbesondere denjenigen, die fiir die Aufnahme und Integration unbegleiteter minderjihriger Migranten zustindig sind.
[Abind. 143]

(3)  Zusitzlich zu der nach Artikel 11 Absatz 1 und Anhang I berechneten Mittelzuweisung kann fiir die Programme der
Mitgliedstaaten Soforthilfe bereitgestellt werden, sofern diese in dem jeweiligen Programm als solche ausgewiesen wird.
AufSer in hinreichend begriindeten Fillen, die von der Kommission durch eine Anderung des Programms genehmigt
werden, diirfen diese Mittel nicht fiir andere Mafnahmen des Programms verwendet werden.

(¥’)  Richtlinie 2003/98/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 iiber die Weiterverwendung von
Informationen des offentlichen Sektors (ABI. L 345 vom 31.12.2003, S. 90).

(**)  Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 iiber Mindestnormen fiir die Gewdhrung voriibergehenden Schutzes im Falle
eines Massenzustroms von Vertriebenen und Mafinahmen zur Forderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit
der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (AB. L 212 vom 7.8.2001,
S. 12).
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(4)  In direkter Mittelverwaltung geleistete Finanzhilfen werden nach Maflgabe des—{Fitels—ViH} der Haushaltsordnung
gewihrt und verwaltet. [Abind. 144]

(4a)  Sofern dies fiir die Durchfiihrung der MafSnahme erforderlich ist, kénnen mit der Soforthilfe Ausgaben
finanziert werden, die bereits vor dem Tag der Einreichung des Finanzhilfeantrags oder des Hilfeersuchens, jedoch nicht
vor dem 1. Januar 2021 getitigt wurden. [Abidnd. 145]

Artikel 27

Kumulierte, ergdnzende und kombinierte Finanzierung

(1) Mafnahmen, die einen Beitrag aus dem Fonds erhalten haben, konnen auch einen Beitrag aus anderen
Unionsprogrammen, einschlieSlich Fonds mit geteilter Mittelverwaltung, erhalten, sofern diese Beitriage nicht dieselben
Kosten betreffen. Die von der Kommission vorgelegten Programme erginzen sich synergetisch und sind so transparent
auszugestalten, dass jegliche Aufgabendopplungen vermieden werden. Jeder Beitrag eines Unionsprogramms zu der
Mafnahme unterliegt den Bestimmungen des entsprechenden Programms. Die kumulierte Finanzierung darf die
forderfihigen Gesamtkosten der Mafnahme nicht tibersteigen, und die Unterstiitzung aus den verschiedenen Programmen
der Union kann anteilig im Einklang mit den Dokumenten, die die Bedingungen fiir die Unterstiitzung enthalten, berechnet
werden. [Abédnd. 146]

(2)  Mafnahmen, die mit dem Exzellenzsiegel ausgezeichnet wurden oder die folgenden kumulativen, vergleichenden
Bedingungen erfiillen:

a) sie wurden im Rahmen einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen auf der Grundlage des Instruments
bewertet,

b) sie erfiillen die Mindestqualititsanforderungen jener Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen,

¢) sie koénnen aufgrund von Haushaltszwangen nicht im Rahmen jener Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen
finanziert werden,

konnen im Einklang mit Artikel [67] Absatz 5 der Verordnung (EU) ...[|... [Dachverordnung] und Artikel [8] der
Verordnung (EU) ...[... [Finanzierung, Verwaltung und Uberwachung der Gemeinsamen Agrarpolitik] aus dem
Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, dem Kohisionsfonds, dem Europiischen Sozialfonds+ oder dem
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums Unterstiitzung erhalten, sofern diese
Mafinahmen mit den Zielen des betreffenden Programms vereinbar sind. Es gelten die Bestimmungen des Unterstiitzung
leistenden Fonds.

ABSCHNITT 5
UBERWACHUNG, BERICHTERSTATTUNG UND EVALUIERUNG

UNTERABSCHNITT 1
GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

Artikel 28

Uberwachung und Berichterstattung

(1)  Gemidf den Berichterstattungspflichten nach Astikel{43—Absatz—3—Buchstabe—h—Ziffern——und—i} der
Haushaltsordnung legt die Kommission dem Europiischen Parlament und dem Rat mindestens jihrlich Informationen
tiber die Leistung gemifs Anhang V vor. [Abidnd. 148]

(2)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdf Artikel 32 delegierte Rechtsakte zur Anderung von
Anhang V zu erlassen, um die notwendigen Anpassungen der dem Europaischen Parlament und dem Rat zu iibermittelnden
Informationen iiber die Leistung vorzunehmen.
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(3)  In Anhang VIII sind die Indikatoren fur die Berichterstattung tiber den Fortschritt des Fonds im Hinblick auf die Ziele
dieser Verordnung aufgefiihrt. Fir die Outputindikatoren werden die Ausgangswerte auf Null gesetzt. Die fiirr 2024
festgelegten Etappenziele und die fiir 2029 festgelegten Zielwerte sind kumulativ. Auf Nachfrage werden die Daten, die die
Kommission zu den Output- und Ergebnisindikatoren erhilt, dem Europdischen Parlament und dem Rat zur Verfiigung
gestellt. [Abind. 149]

(4)  Durch ein System der Leistungsberichterstattung wird sichergestellt, dass die Erfassung von Programmiiberwa-
chungsdaten und von Ergebnissen effizient, wirksam und rechtzeitig erfolgt. Zu diesem Zweck werden verhaltnismafige
Berichterstattungsanforderungen festgelegt, die die Empfanger von Unionsmitteln und, falls zutreffend, die Mitgliedstaaten
zu erfiillen haben.

(5)  Im Hinblick auf eine wirksame Bewertung der Fortschritte bei der Erreichung der Ziele des Fonds ist die Kommission
befugt, im Einklang mit Artikel 32 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um Anhang VIII erforderlichenfalls zur Uberarbeitung
und Ergdnzung der Indikatoren zu dndern und um diese Verordnung durch Bestimmungen iiber die Einrichtung eines
Rahmens fiir die Uberwachung und Evaluierung, auch fiir die von den Mitgliedstaaten zu iibermittelnden
Projektinformationen, zu erganzen.

die-Entscheidungsfindung einflieen kinnen. [Abdnd. 150
Artikel 29a
Evaluierung

(1)  Die Kommission legt bis zum 31. Dezember 2024 eine Halbzeitevaluierung der Durchfiihrung dieser Verordnung
vor. Im Rahmen dieser Halbzeitevaluierung wird gepriift, inwieweit der Fonds wirksam und effizient ist, welche
Erleichterungen er bewirkt und wie flexibel er ist. Im Einzelnen bewertet werden dabei

a) die Fortschritte im Hinblick auf das Erreichen der Ziele dieser Verordnung unter Beriicksichtigung aller verfiigbaren
relevanten Informationen, insbesondere der jihrlichen Leistungsberichte der Mitgliedstaaten nach Artikel 30 und
der Output- und Ergebnisindikatoren gemdfS Anhang VIII;

b) der Unionsmehrwert der MafSnahmen und Vorhaben, die mithilfe dieses Fonds durchgefiihrt wurden;
c) der Beitrag zur Solidaritit innerhalb der Union im Bereich Asyl und Migration;

d) die weitere Relevanz der in Anhang II aufgefiihrten DurchfiihrungsmafSnahmen und der in Anhang III aufgefiihrten
Mafsnahmen;

e) die Komplementaritit, Koordinierung und Kohdrenz zwischen den aus diesem Fonds geforderten MafSnahmen und
der Unterstiitzung im Rahmen anderer Fonds der Union, etwa der Strukturfonds, und im Rahmen von
Finanzierungsinstrumenten fiir das auswirtige Handeln der Union;

f) die lingerfristigen Auswirkungen und die Nachhaltigkeit der Auswirkungen des Fonds.

Bei der Halbzeitevaluierung werden die Ergebnisse riickblickender Evaluierungen der langfristigen Auswirkungen des
Vorgiingerfonds — des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds 2014-2020 — beriicksichtigt; gegebenenfalls wird ihr
ein Gesetzgebungsvorschlag fiir die Uberarbeitung dieser Verordnung beigefiigt.
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(2)  Spitestens bis 31. Januar 2030 fiihrt die Kommission eine riickblickende Evaluierung durch. Bis zum selben
Datum iibermittelt die Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat einen Evaluierungsbericht. Die
riickblickende Evaluierung umfasst eine Bewertung aller in Absatz 1 genannten Elemente. Dabei werden die
lingerfristigen Ausw1rkungen und die Nachhaltigkeit der Auswirkungen des Fonds evaluiert, und die Ergebnisse dieser
Evaluierung flieflen in einen Beschluss iiber die Maglichkeit der Verlingerung oder Anderung eines Nachfolgerfonds ein.

Die Berichte iiber die Halbzeitevaluierung und iiber die riickblickende Evaluierung nach Absatz 1 bzw. Unterabsatz 1
dieses Absatzes werden unter substanzieller Beteiligung der Sozialpartner, von Organisationen der Zivilgesellschaft,
einschliefflich Migranten- und Fliichtlingsorganisationen, Gleichbehandlungsstellen, nationalen Menschenrechts-
institutionen und sonstigen einschligigen Organisationen im Einklang mit dem Partnerschaftsprinzip nach Artikel 3a
erstellt.

(3)  Bei ihrer Halbzeit- und riickblickenden Evaluierung legt die Kommission besonderes Augenmerk auf die
Bewertung von MafSnahmen von, in oder in Bezug auf Drittstaaten gemdfS Artikel 5, Artikel 6 und Artikel 13 Absatz 8.
[Abind. 151]

UNTERABSCHNITT 2
VORSCHRIFTEN UBER DIE GETEILTE MITTELVERWALTUNG

Artikel 30

Jahrliche Leistungsberichte

(1)  Bis zum 15. Februar 2023 und bis zum gleichen Tag ]edes Folgejahres bis einschlieflich 2031 iibermitteln die
Mitgliedstaaten der Kommission den jihrlichen Leistungsbericht

. Der 2023 tibermittelte Bericht erstreckt sich auf die Durchfithrung des Programms bis zum 30. Juni
2022. Die Mitgltedstaaten veriffentlichen diese Berichte auf einer eigens einzurichtenden Website und iibermitteln sie
dem Europdischen Parlament und dem Rat. [Abind. 152]

(2)  Der jahrliche Leistungsbericht enthilt insbesondere Informationen iiber:

a) den Fortschritt bei der Programmdurchfithrung und beim Erreichen der Etappenziele und Zielwerte unter
Beriicksichtigung der der neuesten—Daten—gemal—Artikel {37 der
Kommission iibermittelten neuesten kumulierten Daten; [Abind. 153]

aa) die Aufstellung der Jahresrechnungen des nationalen Programms, unterteilt in Einziehungen, Vorfinanzierungen an
Endbegiinstigte und tatsdichlich getitigte Ausgaben; [Abind. 154]

b) jedwede Aspekte, die die Leistung des Programms beeinflussen, und alle Mafnahmen, die in dieser Hinsicht ergriffen
werden, einschliefSlich mit Griinden versehener Stellungnahmen der Kommission im Zusammenhang mit einem
Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 258 AEUV; [Abind. 155]

¢ die Komplementarltat Koordinierung und Kohdrenz zwischen den aus diesem Fonds geforderten Mafinahmen und der
Unterstiitzung im Rahmen anderer Fonds der Union, insbesondere-derjenigenin-odermit BezugzuDrittstaaten etwa
der Strukturfonds, und im Rahmen von Finanzierungsinstrumenten fiir das auswdrtige Handeln der Union;
[Abind. 156]

d) den Beitrag des Programms zur Durchfithrung der einschlidgigen Rechtsvorschriften und Aktionspline der Union sowie
zur Kooperation und Solidaritit unter den Mitgliedstaaten im Asylbereich; [Abidnd. 157]

da) die Erfiillung der Anforderungen im Bereich der Grundrechte; [Abind. 158]
e) die Durchfihrung von Kommunikations- und Sichtbarkeitsmafinahmen;

f) die Erfillung der anwendbaren grundlegenden Voraussetzungen und deren Anwendung wiahrend des gesamten
Programmplanungszeitraums;
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g) die Zahl der mit Unterstiitzung des Fonds neu angesiedelten oder aufgenommenen Personen nach Mafigabe der Betrige
nach Artikel 16 Absatz Absitze 1 und 2; [Abind. 159]

h) die Zahl der Personen, die internationalen Schutz beantragt haben oder genieen und im Einklang mit Artikel +7 17b
von einem Mitgliedstaat in einen anderen iiberstellt worden sind. [Abind. 160]

ha) die Zahl der schutzbediirftigen Personen, die im Rahmen des Programms Unterstiitzung erhalten haben,
einschliefllich Kinder, und die Zahl jener Personen, denen internationaler Schutz gewihrt wurde; [Abind. 161]

(3) Die Kommission kann binnen zwei Monaten nach dem Tag des Eingangs des jihrlichen Leistungsberichts
Anmerkungen vorbringen. Aufert sich die Kommission innerhalb dieser Frist nicht, so gilt der Bericht als angenommen.
Nach der Annahme des Berichts stellt die Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat Zusammenfassungen
der jihrlichen Leistungsberichte zur Verfiigung und veriffentlicht sie auf einer eigens einzurichtenden Website. Werden
die jihrlichen Leistungsberichte nicht gemdif$ Absatz 1 von den Mitgliedstaaten iibermittelt, so werden sie dem
Europiischen Parlament und dem Rat auf Nachfrage im vollstindigen Wortlaut zur Verfiigung gestellt. [Abind. 162]

(4)  Um einheitliche Bedingungen fiir die Durchfithrung dieses Artikels zu gewihrleisten, erldsst die Kommission einen
Durchfithrungsrechtsakt mit dem Muster fiir den jahrlichen Leistungsbericht. Dieser Durchfithrungsrechtsakt wird gemafs
dem in Artikel 33 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.

Artikel 31

Uberwachung und Berichterstattung

(1) Die Uberwachung und die Berichterstattung nach MaRgabe des Titels IV der Verordnung (EU) .../[...
[Dachverordnung] stiitzen sich auf die Interventionsarten in den Tabellen 1, 2 und 3 von Anhang VI. Um auf
unvorhergesehene oder neue Gegebenheiten reagieren zu kénnen oder die wirksame Durchfihrung der Finanzierung
sicherzustellen, wird der Kommission die Befugnis iibertragen, gemdf Artikel 32 delegierte Rechtsakte zur Anderung der
Interventionsarten zu erlassen.

(2)  Diese Indikatoren werden gemafd Artikel 12 Absatz 1, Artikel 17 und Artikel 37 der Verordnung (EU) ...[2021
[Dachverordnung] zugrunde gelegt.

KAPITEL 1III
UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 32

Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen {ibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemif$ den Artikeln 4, 9, 13, 16, 17b, 18, 28 und 31 wird der
Kommission bis zum 31. Dezember 2028 iibertragen. [Abdnd. 163]

(3)  Die Befugnisiibertragung gemifs den Artikeln 4, 9, 13, 16, 17b, 18, 28 und 31 kann vom Europdischen Parlament
oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu
einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Er beriihrt nicht die Giiltigkeit von
bereits in Kraft getretenen delegierten Rechtsakten. [Abdnd. 164]

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung iiber bessere Rechtsetzung vom
13. April 2016 enthaltenen Grundsitzen.
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(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, iibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europaischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemafl den Artikeln 4, 9, 13, 16, 17b, 18, 28 und 31 erlassen wurde, tritt nur in Kraft,
wenn weder das Europiische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses
Rechtsakts Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der Rat beide der
Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwande erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des
Rates wird diese Frist um zwei Monate verlingert. [Abdnd. 165]

Artikel 33

Ausschussverfahren
(1)  Die Kommission wird von dem Koordinierungsausschuss fiir den Asyl- und Migrationsfonds, den Fonds fiir die
innere Sicherheit und das Instrument fiir Grenzmanagement und Visa unterstiitzt. Dabei handelt es sich um einen
Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.
(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(3)  Gibt der Ausschuss keine Stellungnahme ab, so erldsst die Kommission den Durchfithrungsrechtsakt nicht. Dies gilt
nicht fiir den Durchfithrungsrechtsakt gemaf8 Artikel 30 Absatz 4.

Artikel 34

Ubergangsbestimmungen
(1)  Die vorliegende Verordnung ldsst die Weiterfithrung oder Anderung der betreffenden Mafnahmen, die auf der
Grundlage des mit der Verordnung (EU) Nr. 516/2014 eingerichteten Fonds fiir den Zeitraum 2014-2020 durchgefiihrt
werden, unberiihrt; letztere Verordnung ist auf diese Manahmen bis zu deren Abschluss anwendbar.
(2)  Die Finanzausstattung des Fonds kann auch zur Deckung von Ausgaben fiir technische und administrative Hilfe
verwendet werden, die fiir den Ubergang zwischen dem Fonds und den unter dem Vorgingerfonds — dem mit der
Verordnung (EU) Nr. 516/2014 eingerichteten Fonds — eingefithrten Mafnahmen erforderlich sind.

Artikel 35

Inkrafttreten und Geltungsbeginn
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2021.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemafl den Vertrdgen unmittelbar in den
Mitgliedstaaten.

Geschehen zu ... am [...]

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Prisident Der Prisident
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ANHANG 1
Kriterien fiir die Zuweisung von Mitteln fiir die im Wege der geteilten Mittelverwaltung durchgefiihrten Programme

1. Die gemaf Artikel 11 verfiigbaren Mittel werden den Mitgliedstaaten wie folgt zugewiesen:

a) Jeder Mitgliedstaat erhidlt zu Beginn des Programmplanungszeitraums aus dem Fonds einen einmaligen Pauschal-
betrag in Hohe von 5-666-666 10 000 000 EUR. [Abind. 166]

b) Die restlichen Mittel gemdfl Artikel 11 werden wie folgt aufgeteilt:
— 30 % fur Asyl;
— 30 % fur legale Migration und Integration;
— 40 % fur die Bekdmpfung irreguldrer Migration, einschlieflich Riickkehr/Riickfithrung.
2. Fiir den Bereich Asyl gelten folgende Kriterien und Gewichtungen:
a) 30 % im Verhaltnis zur Zahl der Personen, die einer der folgenden Kategorien zuzuordnen sind:
— Drittstaatsangehorige oder Staatenlose, denen der in der Genfer Konvention definierte Status zuerkannt wurde;

— Drittstaatsangehorige oder Staatenlose, die subsididren Schutz im Sinne der neu gefassten Richtlinie
2011/95/EU (') geniefSen;

— Drittstaatsangehorige oder Staatenlose, die voriibergehenden Schutz im Sinne der neu gefassten Richtlinie
2001/55/EG (%) geniefen;

b) 60 % im Verhaltnis zur Zahl der Drittstaatsangehérigen oder Staatenlosen, die einen Antrag auf internationalen
Schutz gestellt haben;

¢) 10 % im Verhiltnis zur Zahl der Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen, die in einem Mitgliedstaat neu angesiedelt
werden oder wurden.

3. Fir den Bereich legale Migration und Integration gelten folgende Kriterien und Gewichtungen:
a) 40 % im Verhiltnis zur Gesamtzahl der in einem Mitgliedstaat rechtmifig aufhiltigen Drittstaatsangehorigen;
b) 60 % im Verhiltnis zur Zahl der Drittstaatsangehorigen, die eine erste Aufenthaltsgenehmigung erhalten haben.
¢) Bei der Berechnung gemidfl Absatz 3 Buchstabe b werden jedoch folgende Personengruppen nicht beriicksichtigt:

— Drittstaatsangehorige, denen ein arbeitsbezogener erster Aufenthaltstitel mit einer Giltigkeitsdauer von weniger
als 12 Monaten erteilt wurde;

(") Richtlinie 2011/95/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 iiber Normen fiir die Anerkennung
von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, fiir einen einheitlichen Status
fur Fliichtlinge oder fiir Personen mit Anrecht auf subsididren Schutz und fur den Inhalt des zu gewdhrenden Schutzes (ABL. L 337
vom 20.12.2011, S. 9).

) Beriicksichtigt werden diese Daten nur im Falle der Anwendung der Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 iiber
Mindestnormen fiir die Gewahrung voriibergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und Manahmen
zur Forderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser
Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (ABL. L 212 vom 7.8.2001, S. 12).
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— Drittstaatsangehorige, die gemaf$ der Richtlinie 2004/114/EG des Rates () oder — sofern anwendbar — der
Richtlinie (EU) 2016/801 (*) zur Absolvierung eines Studiums oder zur Teilnahme an einem Schiileraustausch,
einer unbezahlten Ausbildungsmafinahme oder einem Freiwilligendienst zugelassen wurden;

— Drittstaatsangehorige, die gemdff der Richtlinie 2005/71/EG des Rates (°) oder — sofern anwendbar — der
Richtlinie (EU) 2016/801 zum Zwecke der wissenschaftlichen Forschung zugelassen wurden.

4. Fiir den Bereich Bekdmpfung der irreguldren Migration, einschlieflich Riickkehr/Riickfuhrung, geltenfolgendeKriterien
uid-Gewichtungen gilt das folgende Kriterium: [Abind. 167]

a) 50-%-derMitteHmVerhédltnis-zu-der die Zahl der Drittstaatsangehorigen, die die Voraussetzungen fiir eine Einreise in
das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats oder einen dortigen Aufenthalt nicht oder nicht mehr erfiillen und gegen die
eine endgiiltige Riickkehrentscheidung gemifs dem innerstaatlichen und/oder dem Unionsrecht ergangen ist, d. h.
eine behordliche oder gerichtliche Entscheidung oder Malnahme, mit der der illegale Aufenthalt festgestellt und eine
Ruckkehrverpfhchtung auferlegt wird; [Abind. 168]

[Aband 169] '

5. Fur die urspriingliche Mittelzuweisung gelten als Bezugsdaten die aktuellsten jahrlichen statistischen Daten der drei
vorangegangenen Kalenderjahre, die die Kommission (Eurostat) auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten zum
Zeitpunkt der Anwendbarkeit der vorliegenden Verordnung nach MafSgabe des Unionsrechts bereitgestellten Daten
erstellt. Daten sollten nach Alter und Geschlecht, besonderer Schutzbediirftigkeit und Asylstatus aufgeschliisselt
werden, auch bei Minderjihrigen. Fir die Halbzeitiiberpriiffung gelten als Bezugsdaten die aktuellsten jahrlichen
statistischen Daten der drei vorangegangenen Kalenderjahre, die die Kommission (Eurostat) auf der Grundlage der von
den Mitgliedstaaten zum Zeitpunkt der Halbzeitiiberprifung im Jahr 2024 nach Mafligabe des Unionsrechts
bereitgestellten Daten erstellt. Sofern die Mitgliedstaaten der Kommission (Eurostat) nicht die betreffenden Statistiken
tibermittelt haben, stellen sie so schnell wie moglich vorlidufige Daten zur Verfiigung. [Abédnd. 170]

6. Die Kommission (Eurostat) bewertet die Qualitit, Vergleichbarkeit und Vollstindigkeit der statistischen Angaben
entsprechend den normalen operativen Verfahren, bevor sie diese Daten als Bezugsdaten anerkennt. Die Mitgliedstaaten
stellen auf Ersuchen der Kommission (Eurostat) alle dafiir erforderlichen Informationen zur Verfiigung.

G) Richtlinie 2004/114/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 iiber die Bedingungen fiir die Zulassung von Drittstaatsangehorigen
zur Absolvierung eines Studiums oder zur Teilnahme an einem Schiileraustausch, einer unbezahlten Ausbildungsmafinahme oder
einem Freiwilligendienst (ABL L 375 vom 23.12.2004, S. 12).

*) Richtlinie (EU) 2016/801 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 iiber die Bedingungen fiir die Einreise und
den Aufenthalt von Drittstaatsangehorigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur
Teilnahme an einem Freiwilligendienst, Schiileraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur Ausiibung einer
Au-pair-Titigkeit (ABL L 132 vom 21.5.2016, S. 21).

Q! Richtlinie 2005/71/EG des Rates vom 12. Oktober 2005 iiber ein besonderes Zulassungsverfahren fiir Drittstaatsangehorige zum
Zwecke der wissenschaftlichen Forschung (ABL. L 289 vom 3.11.2005, S. 15).
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ANHANG 11

Durchfithrungsmafinahmen

1. Der Fonds tragt zu dem in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a genannten spezifischen Ziel bei, indem schwerpunktmifig
folgende Durchfithrungsmafinahmen geférdert werden:

a) Gewihrleistung einer einheitlichen Anwendung des Besitzstands der Union und der Priorititen im
Zusammenhang mit dem Gemeinsamen Europdischen Asylsystem;

b) Stirkung der Kapazititen der Asylsysteme der Mitgliedstaaten, auch auf lokaler und regionaler Ebene, in den
Bereichen Infrastruktur, beispielsweise geeignete Aufnahmebedingungen, insbesondere fiir Minderjihrige, und
Dienstleistungen, beispielsweise Rechtsbeistand und Rechtsvertretung sowie Verdolmetschung, soweit
erforderlich; [Abind. 171]

deﬂ—Sehéaﬂf&tsbemuhtmgeﬂ—beﬁage& [Aband 172 ‘

d) Stirkung der Solidaritit und der Zusammenarbeit mit den Drittstaaten, in die eine grofe Zahl von den
Migrationsstromen-betroffenenDrittstaaten Personen, die internationalen Schutz bendtigen, vertrieben wurden,
unter anderem durch Forderung der Fihigkeit dieser Linder, die Bedingungen fiir die Aufnahme und den
internationalen Schutz zu verbessern, durch Neuansiedlung sowie andere rechtliche Moglichkeiten des Schutzes
in der Union, insbesondere fiir gefihrdete Gruppen wie Minderjihrige und Jugendliche, deren Sicherheit
gefihrdet ist, sowic durch Partnerschaft und Zusammenarbeit mit Drittstaaten zum—2Zweeke vor dem
Hintergrund der Migrationsstenerung Bemiihungen zur globalen Zusammenarbeit im Bereich des inter-
nationalen Schutzes. [Abind. 173]

da) Umsetzung technischer und operativer Unterstiitzung fiir einen oder mehrere andere Mitgliedstaaten in
Zusammenarbeit mit dem Europdischen Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen. [Abind. 174]

2. Der Fonds tragt zu dem in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b genannten spezifischen Ziel bei, indem schwerpunktmafig
folgende Durchfithrungsmafinahmen gefordert werden:

a) Unterstiitzung der Entwicklung und Durchfihrung von Mafnahmen zur Forderung der legalen Migration,
einschliefllich der Familienzusammenfiihrung, sowie der Umsetzung des Unionsrechts im Bereich der legalen
Migration, insbesondere der Instrumente fiir eine legale Arbeitsmigration im Einklang mit den geltenden
internationalen Normen fiir Migration und den Schutz von Wanderarbeitnehmern; [Aband. 175]

aa) Forderung und Entwicklung struktureller und unterstiitzender MafSnahmen zur Erleichterung der reguliren
Einreise und des reguliren Aufenthalts in der Union; [Abind. 176]

ab) Stirkung der Partnerschaft und der Zusammenarbeit mit den von den Migrationsstromen betroffenen
Drittstaaten, unter anderem durch legale Einreisemaglichkeiten in die Union, zwecks Bemiihungen zur globalen
Zusammenarbeit im Bereich der Migration; [Abind. 177]

2a. Der Fonds trigt zu dem in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c¢ genannten spezifischen Ziel bei, indem
schwerpunktmdfSig folgende DurchfiihrungsmafSnahmen gefordert werden:

a) Forderung von MafSnahmen zur sozialen und wirtschaftlichen Integration von Drittstaatsangehorigen,
Erleichterung der Familienzusammenfiihrung, vorbereitende MafSnahmen fiir ihre aktive Teilhabe und
Akzeptanz in der Aufnahmegesellschaft, insbesondere unter Einbeziehung lokaler oder regionaler Behorden,
regierungsunabhingiger Organisationen, einschliefSlich Fliichtlings- und Migrantenorganisationen, und der
Sozialpartner; und
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b) im Rahmen von IntegrationsmafSnahmen Forderung und Durchfithrung von SchutzmafSnahmen fiir gefihrdete
Personen. [Abind. 179]

3. Der Fonds trigt zu dem in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe € ca genannten spezifischen Ziel bei, indem
schwerpunktmifig folgende Durchfithrungsmaffnahmen gefordert werden: [Abdnd. 180]

a) Gewihrleistung einer einheitlichen Anwendung des Besitzstands der Union und der politischen Priorititen in den
Bereichen Infrastruktur, Verfahren und Dienstleistungen;

b) Unterstiitzung eines integrierten und koordinierten Ansatzes fur das Riickkehrmanagement auf Ebene der Union
und der Mitgliedstaaten, fiir die Entwicklung von Kapazititen fiir eine wirksame, menschenwiirdige und nachhaltige
Riickkehr und die Verringerung der Anreize fiir irreguldre Migration; [Abdnd. 181]

¢) Forderung der unterstiitzten freiwilligen Riickkehr, Suche nach Familienangehorigen und Reintegration, wobei auf
das Wohl von Minderjihrigen geachtet wird; [Abiand. 182]

d) Starkung der Zusammenarbeit mit Drittstaaten und ihrer Fihigkeit, Riickiibernahmeabkommen wund—andere

, darunter die Reintegration, umzusetzen und, um eine dauerhafte Riickkehr zu ermdoglichen.
[Abind. 183]

3a. Der Fonds trigt zu dem in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe cb genannten spezifischen Ziel bei, indem
schwerpunktmiflig folgende DurchfiihrungsmafSnahmen gefordert werden:

a) Forderung und Umsetzung der Achtung des Volkerrechts und der Charta der Grundrechte der Europdischen
Union bei Strategien und Mafnahmen im Bereich Asyl und Migration;

b) Stirkung der Solidaritit und der Lastenteilung zwischen den Mitgliedstaaten, insbesondere der Solidaritit
gegeniiber den am stirksten von den Migrationsstrémen betroffenen Mitgliedstaaten, sowie Unterstiitzung der
Mitgliedstaaten auf zentraler, regionaler oder lokaler Ebene, der internationalen Organisationen, der
regierungsunabhingigen Organisationen und der Sozialpartner bei ihren Solidarititsbemiihungen;

¢) Unterstiitzung der Uberstellung von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben oder geniefSen, von
einem Mitgliedstaat in einen anderen. [Abind. 184]
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ANHANG III

Gegenstand-der Unterstitzung Im Rahmen des Instrumentes zu unterstiitzende forderfihige Mafinahmen im Einklang
mit Artikel 3 [Abind. 185]

1. Im Rahmen des in Artikel 3 Absatz 1 genannten politischen Ziels wird aus dem Fonds insbesendere Folgendes
unterstiitzt: [Abénd. 186]

a) Konzeption und Weiterentwicklung nationaler, regionaler und lokaler Strategien zur Durchfiihrung des
Besitzstands der Union in den Bereichen Asyl, legale Migration, Integration, insbesondere Strategien der lokalen
Integration, Riickkehr/Riickfithrung und irreguldre Migration; [Abédnd. 187]

b) Aufbau von Verwaltungsstrukturen, -systemen und -instrumenten sowie Schulung von Mitarbeitern, u. a. der
lokalen Behorden und anderer relevanter Akteure, ggf. in Zusammenarbeit mit den entsprechenden Agenturen
der Union; [Abind. 188]

¢) Entwicklung, Uberwachung und Evaluierung von Strategien und Verfahren, #—a—inBezug-auf-die Erhebung-und
den—Austausch—vontnformationen—undDaten einschliefllich Entwicklung, Erhebung, Analyse, Verbreitung
qualitativer und quantitativer Daten und Statistiken zu Migration und internationalem Schutz, und die
Entwicklung und Anwendung gemeinsamer statistischer Instrumente, Methoden und Indikatoren zur Messung der
Fortschritte und zur Bewertung politischer Entwicklungen; [Abdnd. 189]

d) Austausch von Informationen, bewahrten Verfahren und Strategien, wechselseitiges Lernen, Studien und
Forschungsarbeiten, Entwicklung und Durchfihrung gemeinsamer Maffnahmen und Aktionen sowie Einrichtung
von transnationalen Kooperationsnetzen;

e) geschlechterdifferenzierte Hilfs- und Unterstiitzungsleistungen, die dem Status und den Bediirfnissen der
jeweiligen Person — insbesondere der gefithrdeten—Gruppen schutzbediirftigen Personen — Rechnung tragen;
[Abind. 190]

ea) der wirksame Schutz von minderjihrigen Migranten, darunter die Umsetzung der Ergebnisse von
Beurteilungen in Bezug auf das Kindeswohl, bevor Entscheidungen gefasst werden, simtliche in der Mitteilung
der Kommission vom 12. April 2017 iiber den Schutz minderjihriger Migranten aufgefiihrten Mafnahmen,
beispielsweise Bereitstellung von angemessenem Wohnraum und rechtzeitige Benennung eines Vormunds fiir
alle unbegletteten Minderjihrigen, die Beitrige fiir das Europdische Netzwerk von Vormundschaftsein-
richtungen sowie die Entwwklung, Uberwachung und Evaluierung von Kinderschutzmafnahmen und
-verfahren, einschliefSlich eines kinderrechtsbasierten Beschwerdemechanismus; [Abind. 191]

f)  Sensibilisierung der Beteiligten und der Offentlichkeit fiir die Strategien in den Bereichen Asyl, Integration, legale
Migration und Riickkehr/Riickfithrung, wobei gefihrdeten Gruppen, einschlieflich Minderjihrigen, besondere
Aufmerksamkeit einzuriumen ist. [Abind. 192]

2. Im Rahmen des in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a genannten spezifischen Ziels wird aus dem Fonds iasbesendere
Folgendes unterstiitzt: [Abédnd. 193]

a) Bereitstellung materieller Hilfe, einschlieBlich Unterstiitzung an der Grenze, von kinderfreundlichen und
geschlechterdifferenzierten Einrichtungen, Notdiensten durch lokale Behorden, von Bildung, Ausbildung,
Unterstiitzungsdiensten, Rechtsbeistand und Rechtsvertretung, Gesundheitsversorgung und psychologischer
Betreuung; [Abind. 194]

b) Durchfithrung von Asylverfahren, einschlieflich der Suche nach Familienangehorigen und der Sicherstellung
des Zugangs von Asylbewerbern zu einem Rechtsbeistand und einer Rechtsvertretung sowie einer
Verdolmetschung in sdmtlichen Phasen des Verfahrens; [Abind. 195]

¢) Ermittlung von Antragstellern mit besonderen Bediirfnissen hinsichtlich des Verfahrens oder der Aufnahme,
einschlieflich der friihzeitigen Erkennung von Opfern des Menschenhandels, Minderjihrigen und sonstigen
schutzbediirftigen Personen, beispielsweise Opfer von Folter und geschlechtsspezifischer Gewalt, und
Verweisung an spezialisierte Dienste; [Aband. 196]
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ca) Bereitstellung qualifizierter psychosozialer Betreuung und qualifizierter Rehabilitierungsdienste fiir Opfer von
Gewalt und Folter, einschliefSlich geschlechtsspezifischer Gewalt; [Abind. 197]

d) Schaffung oder Verbesserung von Aufnahme- und Unterbringungseinrichtungen, beispielsweise Unterbringung
in kleinen Einheiten und kleinen Infrastrukturen, die den Bediirfnissen von Familien mit Minderjihrigen
gerecht werden, auch wenn sie von lokalen und regionalen Behorden bereitgestellt werden, sowie gegebenentfalls
gemeinsame Nutzung solcher Einrichtungen durch mehr als einen Mitgliedstaat; [Abdnd. 198]

da) Bereitstellung alternativer Formen der Betreuung, die in bestehende nationale Kinderschutzsysteme integriert
werden und im Einklang mit internationalen Standards die Bediirfnisse aller Minderjihrigen beriicksichtigen;
[Abind. 199]

¢) Verbesserung der Fihigkeit der Mitgliedstaaten, Informationen iiber die Herkunftslinder zu erheben, zu
analysieren und zu—verbreiter untereinander auszutauschen; [Abind. 200]

f) Maf%nahmen im Zusammenhang m1t der Durchfuhrung von Verfahren zur Umsetzung des—NeﬂaﬂﬂedJ:&ﬁgs%ah-

Efn-lelaﬁg—sfeheﬂ von natwnalen Regelungen zur Neuanstedlung oder zur Aufnahme aus humamtaren Grunden
wie in dieser Verordnung dargelegt; [Abind. 201]

g) Uberstellung von Personen, die internationalen Schutz beantragen bzw. genieRen; [Abédnd. 202]

h) Ausbau der Kapazititen von Drittstaaten, um schutzbediirftige Menschen besser zu schiitzen, darunter durch
Unterstiitzung der Ausarbeitung wirksamer Systeme zum Schutz von Kindern in Drittstaaten, damit Kinder
durchgiingig vor Gewalt, Missbrauch und Vernachlissigung geschiitzt werden und Zugang zu Bildung und
Gesundheitsversorgung haben; [Abind. 203]

i)  Schaffung, Weiterentwicklung und Verbesserung wirksamer Alternativen zur Inhaftierung und institutionellen
Betreuung, insbesondere fiir unbegleitete Minderjahrige und Kinder mit Familien unter Einhaltung des
Ubereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Rechte des Kindes. [Abind. 204]

3. Im Rahmen des in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b genannten spezifischen Ziels wird aus dem Fonds insbesendere
Folgendes unterstiitzt: [Abédnd. 205]

a) Informationspakete und -kampagnen zur Aufklirung iiber Moglichkeiten der legalen Migration in die Union sowie
tiber das Unionsrecht im Bereich der legalen Migration;

b) Entwicklung von Mobilititsprogrammen fiir die Migration in die Union, zB- einschliefSlich, jedoch nicht begrenzt
auf Regelungen fiir zirkuldre oder temporire Migration, einschlieflich Berufsbildungs- und anderweitige
Ausbildungsmaflnahmen zur Verbesserung der Beschiftigungsfihigkeit; [Abind. 206]

¢) Zusammenarbeit zwischen den Drittstaaten und den Personalagenturen, den Arbeitsvermittlungsdiensten und den
Einwanderungsbehorden der Mitgliedstaaten;

d) Bewertung und Anerkennung der in einem Drittstaat erworbenen Fahigkeiten und Qualifikationen, einschliefSlich
der Berufserfahrung, sowie deren Transparenz und Vereinbarkeit mit den im betreffenden Mitgliedstaat geltenden
Regelungen sowie Ausarbeitung gemeinsamer Evaluierungsstandards; [Abiand. 207]

e) Unterstiitzung bei Antrigen auf Familienzusammenfithrung im-Sinne zwecks Sicherstellung einer einheitlichen
Umsetzung der Richtlinie 2003/86/EG des Rates ('); [Abind. 208]

f) Unterstiitzung, einschlieflich Rechtsbeistand und Rechtsvertretung, bei Anderungen des Status von
Drittstaatsangehorigen, die sich bereits rechtmifSig in einem Mitgliedstaat aufhalten, insbesondere in Bezug auf
den Erwerb eines rechtmifigen Aufenthaltsstatus nach Mafigabe des Unionsrechts; [Aband. 209]

(") Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend das Recht auf Familienzusammenfithrung (ABL L 251 vom
3.10.2003, S. 12).
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fa) Unterstiitzung von Drittstaatsangehorigen, die sich legal in der Union aufhalten, bei der Ausiibung ihrer
Rechte, insbesondere in Bezug auf die Mobilitit innerhalb der Union und den Zugang zu Beschiftigung.
[Abind. 210]

t

3a. Im Rahmen des in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c genannten spezifischen Ziels wird aus dem Fonds insbesondere
Folgendes unterstiitzt:

a) Integrationsmafinahmen wie spezifische, auf die Bediirfnisse von Drittstaatsangehorigen zugeschnittene
Unterstiitzung sowie Integrationsprogramme mit Schwerpunktlegung auf inklusive Bildung und Betreuung,
Sprache, Beratung sowie berufliche Aus- und Weiterbildung, etwa in den Bereichen Staatsbiirgerkunde und
Berufsorientierung;

b) Kapazititsaufbau bei Integrationsdiensten, die von lokalen Behorden erbracht werden;

¢) Mafnahmen zur Forderung der Gleichbehandlung von Drittstaatsangehirigen beim Zugang zu und der
Bereitstellung von offentlichen und privaten Dienstleistungen, darunter Zugang zu Bildung, Gesundheits-
versorgung und psychosozialer Unterstiitzung, und deren Anpassung an die Bediirfnisse der Zielgruppe;

d) integrierte Zusammenarbeit zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Stellen, u. a. iiber Zentren fiir die
koordinierte Integrationsforderung (z. B. zentrale Anlaufstellen);

e) Mafnahmen, die die Einfiihrung von Drittstaatsangehorigen in die Aufnahmegesellschaft und ihre aktive
Teilhabe ermiglichen und unterstiitzen, sowie Mafnahmen zur Forderung der Akzeptanz durch die
Aufnahmegesellschaft;

f) Forderung von Austausch und Dialog zwischen Drittstaatsangehorigen, der Aufnahmegesellschaft und
Behorden, u. a. durch Konsultation von Drittstaatsangehérigen sowie interkulturellen und interreligiosen
Dialog. [Abind. 216]

4. Im Rahmen des in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe € ca genannten spezifischen Ziels wird aus dem Fonds iasbesondere
Folgendes unterstiitzt: [Abédnd. 217]

a) Aufpehme—eoder Verbesserung der offenen Aufnahmeeinrichtungen und Verbesserung der bestehenden
Hafteinrichtungen sowie gegebenenfalls gemeinsame Nutzung solcher Einrichtungen durch mehr als einen
Mitgliedstaat; [Abind. 218]

b) Einfithrung, Entwicklung, Durchfiihrung und Verbesserung wirksamer alternativer MafSnahmen zur Inhaftierung
auf der Grundlage einer Fallbearbeitung in der Gemeinde, insbesondere fiir unbegleitete Minderjdhrige und
Familien; [Abénd. 219]



21.1.2021

Amtsblatt der Europdischen Union C 23/395

4a.

Mittwoch, 13. Mirz 2019

ba) Ermittlung und Aufnahme von Opfern des Menschenhandels gemdf$ der Richtlinie 2011/36/EU und der
Richtlinie 2004/81/EG des Rates (%); [Abind. 220]

) Einrichtung und Ausbau unabhingiger und wirksamer Systeme fiir die Uberwachung von Riickfithrungen im
Sinne von Artikel 8 Absatz 6 der Richtlinie 2008/115/EG (*);

d) Mafnahmen gegen zur Verringerung der Anreize fiir irregulire Migration und die Beschiftigung irreguldrer
Migranten durch wirksame und angemessene Inspektionen auf der Grundlage von Risikobewertungen, die
Schulung von Personal, die Einfuhrung und Implementierung von Mechanismen, iiber die irregulire Migranten
Zahlungen einfordern und Beschwerden gegen ihre Arbeitgeber einlegen konnen, oder Informations- und
Sensibilisierungskampagnen zur Aufklirung von Arbeitgebern und irreguldren Migranten iiber ihre Rechte und
Pflichten gemif der Richtlinie 2009/52/EG (%); [Abédnd. 221]

e) Riickkehrvorbereitung, einschlieflich Mafnahmen im Zusammenhang mit der Ausstellung von Riickkehren-
tscheidungen, der Identifizierung von Drittstaatsangehorigen, der Ausstellung von Reisedokumenten und der
Suche nach Familienangehérigen;

f)  Zusammenarbeit mit den Konsularstellen, Einwanderungsbehorden oder anderen zustindigen Behérden und
Stellen von Drittstaaten im Hinblick auf die Ausstellung von Reisedokumenten, die Erleichterung der
Riickfuhrung/Riickkehr und die Gewahrleistung der Riickiibernahme, u. a. durch Entsendung von Drittstaats-
verbindungsbeamten;

g) Ruckkehrhilfe, insbesondere fiir die unterstiitzte freiwillige Riickkehr sowie Information iiber Programme fiir die
unterstiitzte freiwillige Riickkehr, einschlieflich durch Bereitstellung spezifischer Beratung fiir Minderjihrige in
Riickkehrverfahren und durch Sicherstellung von kinderrechtsbasierten Riickkehrverfahren; [Abind. 222]

h)  Abschiebungen und damit zusammenhingende Mafnahmen im Einklang mit den im Unionsrecht festgelegten
Standards, ausgenommen technische Zwangsmittel;

i)  Mafnahmen zur Unterstiitzung der dauerhaften Riickkehr und Reintegration der Riickkehrer;

j)  Einrichtungen und Leistungen Unterstutzungsletstungen in Drittstaaten, die bei der Ankunft cine angemessene
Vorubergehende Unterbrlngung und Aufnahme

sowie ein schneller Ubergang zu ciner Unter-

brmgung in einer Gememde gewahrletsten [Aband 223]

k) Zusammenarbeit mit Drittstaaten, um irreguldre Migration zu bekdmpfen und eine wirksame Riickfuhrung und
Riickitbernahme zu gewihrleisten, u. a. durch die Umsetzung von Riickitbernahmeabkommen und—anderen

Vereinbarungen; [Abind. 224]

) Mafnahmen in Drittstaaten zur Aufklirung iber geeignete legale Einwanderungsmoglichkeiten Migrations-
moglichkeiten und die Risiken der iHlegalen irreguliren Einwanderung. [Abind. 225]

Im Rahmen des in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe cb genannten spezifischen Ziels wird aus dem Fonds Folgendes
unterstiitzt:

a) die Durchfiihrung von Uberstellungen von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben oder
internationalen Schutz geniefSen, aus einem Mitgliedstaat in einen anderen, einschlieflich der in Artikel 17
dieser Verordnung genannten Mafnahmen;

Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 2004 iiber die Erteilung von Aufenthaltstiteln fiir Drittstaatsangehirige, die
Opfer des Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur illegalen Einwanderung geleistet wurde und die mit den zustindigen
Behirden kooperieren (ABL L 261 vom 6.8.2004, S. 19).

Richtlinie 2008/115/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber gemeinsame Normen und
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Riickfithrung illegal aufhaltiger Drittstaatsangehériger (ABL L 348 vom 24.12.2008, S. 98).
Richtlinie 2009/52/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 iiber Mindeststandards fiir Sanktionen und
Mafinahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehorige ohne rechtmifigen Aufenthalt beschiftigen (ABL L 168 vom 30.6.2009,
S. 24).
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b) operative Unterstiitzung in Form von abgeordnetem Personal oder finanzieller Unterstiitzung, die ein
Mitgliedstaat einem anderen Mitgliedstaat, der mit Migrationsproblemen konfrontiert ist, bereitstellt;

¢) Mafnahmen im Zusammenhang mit der Durchfiihrung von Verfahren zur Umsetzung von nationalen
Regelungen zur Neuansiedlung oder zur Aufnahme aus humanitiren Griinden. [Abind. 227]
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ANHANG IV

Mafnahmen, die fiir eine hohere Kofinanzierung gemafl Artikel 12 Absatz 2 und Artikel 13 Absatz 7 in Betracht kommen

— von lokalen und regionalen Behorden sowie zivilgesellschaftlichen Organisationen, einschlieflich von Fliichtlings- und
Migrantenorganisationen, durchgefithrte Integrationsmafnahmen; [Abind. 228]

— Mafnahmen zur Entwicklung und Umsetzung wirksamer Alternativen zw zu Inhaftierung und institutioneller
Betreuung; [Abind. 229]

— Programme fiir die unterstiitzte freiwillige Riickkehr und die Reintegration sowie damit verbundene Tatigkeiten;

— gezielte Mafinahmen fiir schutzbediirftige Personen und Personen, die internationalen Schutz beantragen, die deren
besonderen Bediirfnissen bei den Verfahren und/oder der Aufnahme Rechnung tragen, einschlieflich Mafinahmen zur
Gewdhrleistung eines wirksamen Schutzes von minderjihrigen Migranten, insbesondere von unbegleiteten
Minderjahrigen.
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ANHANG V

Zentrale Leistungsindikatoren im Sinne des Artikels 28 Absatz 1

Spezifisches Ziel 1: Stirkung und Weiterentwicklung aller Aspekte des Gemeinsamen Europiischen Asylsystems,
einschlieflich seiner externen Dimension:

-1. Alle nachstehend aufgefiihrten zentralen Leistungsindikatoren sind nach Geschlecht und Alter aufzuschliisseln.
[Abind. 231]

1. Zahl der mit Unterstiitzung aus dem Fonds neu angesiedelten Personen;

la. Zahl der Personen, die im Rahmen von Regelungen zur Aufnahme aus humanitiren Griinden aufgenommen

worden sind; [Abind. 232]

2. Zahl der Personen im Aufnahmesystem im Vergleich zur Zahl der Asylsuchenden;

3. Angleichung der Anerkennungsquoten in Bezug auf die Schutzbediirftigkeit von Asylsuchenden aus demselben
Land.

3a. Zahl der Personen, die internationalen Schutz beantragt haben und mit Unterstiitzung aus dem Fonds von

einem Mitgliedstaat in einen anderen iiberstellt worden sind; [Abind. 233]

3b. Zahl der Personen, die internationalen Schutz geniefSen und mit Unterstiitzung aus dem Fonds von einem
Mitgliedstaat in einen anderen iiberstellt worden sind; [Abind. 234]

Spezifisches Ziel 1a: Unterstiitzung der legalen Migration in die Mitgliedstaaten:
1. Zahl der mit Unterstiitzung aus dem Fonds ausgestellten ,,Blauen Karten EU*;

2. Zahl der innerbetrieblich versetzten Arbeitnehmer, die mit Unterstiitzung aus dem Fonds den Status der
,,Blauen Karte EU“ erhalten haben;

3. Zahl der Personen, deren Antrag auf Familienzusammenfiihrung mit Unterstiitzung aus dem Fonds erfolgreich
war;
4. Zahl der Drittstaatsangehorigen, denen mit Unterstiitzung aus dem Fonds ein langfristiger Aufenthaltstitel

gewiihrt wurde. [Abind. 235]

Spezifisches Ziel 2: YUsnte ieh Beitrag zur Integration von

Drittstaatsangehorigen: [Aband 236]

1. Zahl der Teilnechmer an aus dem Fonds geforderten Mafnahmen zur Ausreisevorbereitung;

2. Zahl der Personen, d1e an aus dem Fonds geforderten Integratlonsmaﬁnahmen tellgenommen haben wid

[Aband 237]

2a. Zahl der Personen, die an aus dem Fonds geforderten IntegrationsmafSnahmen teilgenommen und anschliefSend

Arbeit gefunden haben. [Abind. 238]

2b. Zahl der Personen, die an aus dem Fonds geforderten IntegrationsmafSnahmen teilgenommen haben und deren
Qualifikation anerkannt wurde oder die in einem Mitgliedstaat einen Bildungs- oder Ausbildungsabschluss
erlangt haben. [Abind. 239]

Spezifisches Ziel 3: Beitrag zur Bekdmpfung der irregulidren Migration und zur Gewihrleistung einer effektiven Riickkehr
und Riickitbernahme in Drittstaaten:

1. Zahl der aufgrund einer Ausreiseanordnung und mit Unterstiitzung aus dem Fonds riickgefiihrten Personen im
Vergleich zur Zahl der Drittstaatsangehdrigen, gegen die eine Ausreiseanordnung ergangen ist; [Abind. 240]

2. Zahl der Riickkehrer, die vor oder nach der Riickkehr eine aus dem Fonds kofinanzierte Unterstiitzung fiir die
Reintegration erhalten haben, im Vergleich zur Gesamtzahl der Riickkehrmafinahmen/Riickfithrungen, die aus dem
Fonds unterstiitzt wurden.
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Spezifisches Ziel 3a: Gewihrleistung der Solidaritit und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten:

1. Zahl der nach Artikel 17b dieser Verordnung durchgefiihrten Uberstellungen von Personen, die internationalen
Schutz beantragt haben;

la. Zahl der nach Artikel 17b dieser Verordnung durchgefiihrten Uberstellungen von Personen, die internationalen
Schutz geniefSen;

2. Zahl der abgeordneten Bediensteten bzw. Hohe der finanziellen Unterstiitzung, die Mitgliedstaaten, die mit

Migrationsproblemen konfrontiert sind, bereitgestellt wurde(n);

3. Zahl der mit Unterstiitzung aus dem Fonds neu angesiedelten oder im Rahmen von humanitiren Regelungen
aufgenommenen Personen. [Abind. 241]
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ANHANG VI

Art der Intervention

TABELLE 1: CODES FUR DIE VERSCHIEDENEN INTERVENTIONSBEREICHE

I.  GEAS
001 | Aufnahmebedingungen
002 |Asylverfahren
003 | Umsetzung des Besitzstands der Union
004 | Minderjihrige Migranten
005 |Personen mit besonderen Bediirfnissen hinsichtlich des Verfahrens und der Aufnahme
006 | Neuansiedlung
007 |Bemithungen um Solidaritit zwischen den Mitgliedstaaten
008 | Betriebskostenunterstiitzung
II. Legale Migration und Integration
001 |Entwicklung von Integrationsstrategien
002 | Opfer von Menschenhandel
003 |Integrationsmafinahmen — Information und Orientierung, zentrale Anlaufstellen
004 |Integrationsmaflnahmen — Sprachkurse
005 |Integrationsmafinahmen — Staatsbiirgerkunde und sonstige Schulungsmaffnahmen
006 |Integrationsmafinahmen — Integration in die Aufnahmegesellschaft (Einfithrung, Teilhabe und Austausch)
007 |Integrationsmafinahmen — Grundbediirfnisse
008 | Ausreisevorbereitungsmaffnahmen
009 |Mobilititsprogramme
010 |Erlangen des rechtmifiigen Aufenthaltsstatus
III.  Riickkehr/Riickfithrung
001 |Alternativen zur Inhaftierung
002 | Aufnahme-/Haftbedingungen
003 |Riickkehr-/Riickfithrungsverfahren
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004 | Unterstiitzte freiwillige Riickkehr
005 |Unterstiitzung bei der Reintegration
006 | Abschiebe-/Riickfiihrungs-/Riickkehraktionen
007 |System fiir die Uberwachung von Riickfithrungen
008 | Schutzbediirftige Personen/unbegleitete Minderjdhrige
009 |Mafnahmen gegen Anreize fir irregulire Migration
010 |Betriebskostenunterstiitzung
IV.  Technische Hilfe
001 |Information und Kommunikation
002 | Vorbereitung, Durchfithrung, Uberwachung und Kontrolle
003 | Evaluierungen und Studien, Datenerhebung
004 | Aufbau von Kapazititen
TABELLE 2: CODES FUR DIE VERSCHIEDENEN MASSNAHMENARTEN
001 |Entwicklung nationaler Strategien
002 | Aufbau von Kapazititen
003 | Allgemeine und berufliche Bildung fiir Drittstaatsangehorige
004 |Entwicklung von statistischen Instrumenten, Methoden und Indikatoren
005 |Austausch von Informationen und bewiahrten Verfahren
006 | Gemeinsame Aktionen/Maflnahmen (zwischen Mitgliedstaaten)
007 |Kampagnen und Informationsmaffnahmen
008 | Austausch und Abordnung von Sachverstindigen
009 |Studien, Pilotprojekte, Risikobewertungen
010 |Vorbereitungs-, Uberwachungs-, Verwaltungs- und technische Manahmen
011 |Hilfs- und Unterstiitzungsleistungen fiir Drittstaatsangehorige
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012 |Infrastruktur

013 | Ausriistung

TABELLE 3: CODES FUR DIE DURCHFUHRUNGSMODALITATEN

001 |Spezifische Mafnahme

002 | Soforthilfe

003 | Zusammenarbeit mit Drittstaaten

004 |Mafnahmen in Drittstaaten

005 | Strategische Priorititen der Union
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ANHANG VII

Maflnahmen, die fiir eine Betriebskostenunterstiitzung in Betracht kommen

Die Betriebskostenunterstiitzung fiir das spezifische Ziel ,Stirkung und Weiterentwicklung aller Aspekte des Gemeinsamen
Europdischen Asylsystems, einschlieSlich seiner externen Dimension“ sowie fiir das spezifische Ziel ,Beitrag zur
Bekdmpfung der irreguldren Migration und zur Gewihrleistung einer effektiven Riickkehr und Riickiibernahme in
Drittstaaten“ deckt Folgendes ab:

— Personalkosten;
— Kosten fiir Dienstleistungen wie die Wartung oder der Ersatz von Ausriistung;

— Kosten fiir Dienstleistungen wie die Wartung und Instandsetzung von Infrastruktur.
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ANHANG VIII
Output- und Ergebnisindikatoren gemifS Artikel 28 Absatz 3
-1. Alle nachstehend aufgefiihrten zentralen Leistungsindikatoren sind nach Geschlecht und Alter aufzuschliisseln.
[Abind. 242]

Spezifisches Ziel 1: Stirkung und Weiterentwicklung aller Aspekte des Gemeinsamen Europdischen Asylsystems,
einschlieflich seiner externen Dimension:

1. Zahl der Zielgruppenpersonen, die Unterstiitzung aus dem Fonds erhalten haben:

a) Zahl der Zielgruppenpersonen, die im Rahmen der Asylverfahren Informationen und Unterstiitzung erhalten
haben;

b) Zahl der Zielgruppenpersonen, die einen Rechtsbeistand und eine Rechtsvertretung erhalten haben;

¢) Zahl der schutzbediirftigen Personen, Opfer von Menschenhandel und unbegleiteten Minderjahrigen, die eine
spezifische Unterstiitzung erhalten haben.

2. Kapazitit (d. h. Anzahl der Plitze) in den neuen Aufnahme- und Unterbringungseinrichtungen, die im Einklang mit
den im Unionsrecht festgelegten gemeinsamen Anforderungen fiir die Aufnahmebedingungen eingerichtet wurden,
sowie Kapazitit der bestehenden Aufnahme- und Unterbringungseinrichtungen, die gemifl denselben An-
forderungen im Rahmen von aus dem Fonds geférderten Projekten verbessert wurden, sowie prozentualer Anteil
an den insgesamt in den Aufnahme- und Unterbringungseinrichtungen zur Verfuigung stehenden Plitzen;

3. Zahl der fur unbegleitete Minderjihrige ausgelegten Plitze, die aus dem Fonds gefordert wurden, im Vergleich zur
Gesamtzahl der Plitze fiir unbegleitete Minderjahrige;

4. Zahl der mit Unterstiitzung aus dem Fonds in Asylfragen ausgebildeten Personen sowie ihr prozentualer Anteil an
der Gesamtzahl der in diesen Fragen ausgebildeten Personen;

5. Zahl der Personen, die internationalen Schutz beantragt haben und mit Unterstiitzung aus dem Fonds von einem
Mitgliedstaat in einen anderen iiberstellt worden sind;

6. Zahl der mit Unterstiitzung aus dem Fonds neu angesiedelten Personen.
Spezifisches Ziel 1a: Unterstiitzung der legalen Migration in die Mitgliedstaaten:
1. Zahl der mit Unterstiitzung aus dem Fonds ausgestellten ,,Blauen Karten EU;

2. Zahl der innerbetrieblich versetzten Arbeitnehmer, die mit Unterstiitzung aus dem Fonds den Status der
,Blauen Karte EU“ erhalten haben;

3. Zahl der Personen, deren Antrag auf Familienzusammenfiihrung mit Unterstiitzung aus dem Fonds erfolgreich
war;
4. Zahl der Drittstaatsangehorigen, denen mit Unterstiitzung aus dem Fonds ein langfristiger Aufenthaltstitel

gewihrt wurde. [Abind. 243]

Spezifisches Ziel 2: Baterstittze e
Drittstaatsangehorigen: [Aband 244]

ieh Beitrag zur Integration von

1. Zahl der Teilnehmer an aus dem Fonds geforderten Mafnahmen zur Ausreisevorbereitung;

2. Zahl der lokalen und regionalen Behorden, die mit Unterstiitzung aus dem Fonds Integrationsmafnahmen
umgesetzt haben;

2a. Zahl der Personen, die an aus dem Fonds geforderten IntegrationsmafSnahmen teilgenommen und anschliefSend
Arbeit gefunden haben. [Abind. 245]

2b. Zahl der Personen, die an aus dem Fonds geforderten IntegrationsmafSnahmen teilgenommen und anschliefSend
in einem Mitgliedstaat einen Bildungs- oder Ausbildungsabschluss erlangt haben. [Abind. 246)
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3. Zahl der Teilnehmer an aus dem Fonds geforderten Mafnahmen mit folgenden Schwerpunkten:
a) Aus- und Weiterbildung;
b) Eingliederung in den Arbeitsmarkt;
¢) Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen sowie
d) aktive Teilhabe und soziale Inklusion;
4. Zahl der Personen, die an aus dem Fonds geforderten Integrationsmalnahmen teilgenommen haben und
angegeben haben, dass die Mafsnahmen fiir ihre rasche Integration niitzlich waren, im Vergleich zur Gesamtzahl

der Teilnehmer an den aus dem Fonds gef6rderten Integrationsmaffnahmen.

4a. Zahl der Drittstaatsangehdrigen, die in dem betreffenden Mitgliedstaat mit Unterstiitzung aus dem Fonds die
Grundschul-, die Sekundar- oder die Tertiirbildung erfolgreich abgeschlossen haben. [Abind. 247]

Spezifisches Ziel 3: Beitrag zur Bekdmpfung der irreguliren Migration und zur Gewihrleistung einer effektiven Riickkehr
und Riickitbernahme in Drittstaaten:

1. Zahl der Plitze in Hafteinrichtungen, deren Einrichtung/Renovierung aus dem Fonds finanziert wurde, im
Vergleich zur Gesamtzahl der in den Hafteinrichtungen eingerichteten/renovierten Platze;

2. Zahl der mit Unterstiitzung aus dem Fonds in Riickkehrfragen ausgebildeten Personen;

3. Zahl der Riickkehrer, deren Riickkehr aus dem Fonds kofinanziert wurde, im Verhaltnis zur Gesamtzahl der infolge
einer Ausweisungsanordnung zuriickgekehrten Personen:

a) Personen, die freiwillig zuriickkehrten;
b) Personen, die abgeschoben wurden;

4. Zahl der Riickkehrer, die vor oder nach der Riickkehr eine aus dem Fonds kofinanzierte Reintegrationshilfe
erhalten haben, im Vergleich zur Gesamtzahl der aus dem Fonds unterstiitzten Riickkehrmafnahmen/Riick-
fuhrungen.

a) Personen, die freiwillig zuriickkehrten;
b) Personen, die freiwillig zuriickkehrten; [Abind. 248]
Spezifisches Ziel 3a: Gewihrleistung der Solidaritit und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten:

1. Zahl der nach Artikel 17b dieser Verordnung durchgefiihrten Uberstellungen von Personen, die internationalen
Schutz beantragt haben;

la. Zahl der nach Artikel 17b dieser Verordnung durchgefiihrten Uberstellungen von Personen, die internationalen
Schutz geniefSen;
2. Zahl der abgeordneten Bediensteten bzw. Hohe der finanziellen Unterstiitzung, die Mitgliedstaaten, die mit

Migrationsproblemen konfrontiert sind, bereitgestellt wurde(n);

3. Zahl der mit Unterstiitzung aus dem Fonds neu angesiedelten Personen. [Abind. 249]



	P8_TA(2019)0175
Asyl- und Migrationsfonds ***I
Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 13. März 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Asyl- und Migrationsfonds (COM(2018)0471 — C8-0271/2018 — 2018/0248(COD))
P8_TC1-COD(2018)0248
Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 13. März 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds [Abänd. 1]
	P8_TC1-COD(2018)0248 Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 13. März 2019 im Hinblick auf den Erlass der Verordnung (EU) 2019/… des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Migrationsfonds Integrationsfonds [Abänd. 1]
	ANHANG I
	ANHANG II
	ANHANG III
	ANHANG IV
	ANHANG V
	ANHANG VI
	ANHANG VII
	ANHANG VIII


